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  Abstract

Im Rahmen dieser Masterarbeit wird untersucht, welche Beiträge gemeinnützige 

Wohnbaugenossenschaften (in der vorliegenden Arbeit als WBG abgekürzt) auf kom-

munalen Baurechten hinsichtlich einer nachhaltigen Stadtentwicklung leisten können. 

Gemeinnützige Wohnbauträger sind meistens Genossenschaften oder auch andere 

Unternehmensformen und unterliegen in der Schweiz den Bedingungen der Kosten-

miete. Auf längere Zeiträume gesehen, stellen WBG damit vergleichsweise preiswer-

ten Wohnraum zur Verfügung. In den letzen Jahren gingen verschiedene Städte und 

Gemeinden in der Schweiz dazu über, ihr Bauland fast aussschliesslich WBG im Bau-

recht abzugeben.

In den Teilfragen der Arbeit werden sowohl der Einfluss der Vorgaben aus Baurecht und 

Bauzonenordnung von Seiten der städtischen Akteure (F1), wie auch die Struktur der 

jeweiligen Baurechtsträger (F2) und deren Kooperation (F3) in den untersuchten Fall-

beispielen als mögliche Erklärungsmechanismen in Betracht gezogen und untersucht. 

Die Hauptforschungsfrage lautet:

   Welche Gouvernanzstrukturen begünstigen bei aktuellen Arealentwick-

lungen von Wohnbaugenossenschaften auf kommunalen Baurechten eine 

nachhaltige Stadtentwicklung?

Die Strategien von laufenden Bauprojekten werden erfragt, untersucht und hinsicht-

lich einiger Kernpunkte ausgewertet. Die Forschungsfragen und Hypothesen werden 

mit Hilfe von Experteninterviews, einer vertieften Literaturrecherche und einer Doku-

mentenanalyse beantwortet. Mit der vorliegenden Arbeit sollen somit die Beiträge der 

Wohnbaugenossenschaften bei aktuellen Arealentwicklungen hinsichtlich einer nach-

haltigen Stadtentwicklung anhand zweier Fallbeispiele aufgezeigt werden. 

Die Fallauswahl fällt auf die Städte Luzern und Bern und analysiert die städtischen 

Vorgaben, die internen Projektziele und die Ergebnisse aus der Kooperation, der an den 

jeweiligen Neubauprojekten beteiligten Wohnbaugenossenschaften. Bei den Pro-
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jekten handelt es sich um das Gebiet Industriestrasse in Luzern und das Areal Warm-

bächli in Bern als Vergleichsstudie. Bei den untersuchten Projekten wird die Parzelle 

von jeweils mehr als einer WBG bebaut, wodurch die unterschiedlichen Planungsziele 

der am Bau beteiligten WBG direkt untereinander verglichen werden können. Zudem 

erfolgt ein interkantonaler Vergleich zwischen den zwei Standorten. Aus den Resulta-

ten lassen sich Empfehlungen für zukünftige vergleichbare Projekte ableiten.

Die Ergebnisse der Untersuchung zeigen, dass auf Ebene der einzelnen WBG eine 

interne Gouvernanz mit ausgebauter Partizipation zu einer nachhaltigen Stadtentwick-

lung beiträgt. Die Regulierungen durch die Stadt, hier externe Gouvernanz genannt, 

dürfen die WBG nicht zu stark einschränken. Trotzdem bedarf es gewissen Vorgaben, 

damit die WBG ein Mindestmass an Nachhaltigkeitsaspekten in der Planung berück-

sichtigen. Als entscheidend für eine nachhaltige Stadtentwicklung stellte sich auf den 

untersuchten Arealen die Kooperation unter den WBG heraus. Erst diese ermöglicht 

es, die durch die begrenzten Ressourcen bedingten, eingeschränkten Handlungsmög-

lichkeiten der einzelnen WBG zu überwinden. Zudem können kooperierende WBG 

ihre Verhandlungsmacht stärken und damit in Aushandlungsprozessen bessere Resul-

tate erzielen.

Zusammenfassend bietet die Vergabe von Baurechten an WBG viele Chancen für eine 

nachhaltige Stadtentwicklung. Die untersuchten Fallbeispiele zeigen aber auch auf, 

dass die vorgefundenen, sehr komplexen Strukturen viele Herausforderungen bieten. 

Bei den beteiligten Akteuren bedarf es deshalb bei solchen Arealentwicklungsprojek-

ten einer hohen Bereitschaft zur Zusammenarbeit, damit die verschiedenen Ressour-

cen der unterschiedlichen Bauträger optimal genutzt und kombiniert werden können.





  1

1 Einleitung

1.1 Problemstellung 

Die schwierige Situation in der Wohnraumversorgung ist in der Schweiz wieder ver-

mehrt im Fokus des öffentlichen Diskurses. Dazu beigetragen haben verschiedene 

Studien und Medienberichte (vgl. dazu NZZ, 16.6.2010) zu den stark steigenden 

Immobilienpreisen, sowie Initiativen auf kantonaler und kommunaler Ebene. Explizit 

zu nennen sind politische Vorstösse wie die Wohninitiative in der Stadt Bern (Rutschi, 

19.5.2014), die Industriestrasse-Initiative in Luzern (zentral+, 16.01.2013) und die Ini-

tiative «Bezahlbar Wohnen im Kanton Zürich» (Hosp, 25.4.2012). Verbindendes Ziel 

dieser Vorstösse ist eine verstärkte Regulierung des Bodenmarktes, eine Eindämmung 

des Immobilienbooms und damit eine Dämpfung der stark angestiegenen Mietpreise. 

In einigen grösseren Städten in der Schweiz, darunter Bern, Zürich, Basel und Genf, 

herrscht Wohnungsnot (Bundesamt für Statistik, 2015). Dies bedeutet, dass die Leer-

wohnungsziffern bei unter einem Prozent liegen, was auf dem Wohnungsmarkt zu 

prekären Situationen führen kann (Fahrländer & Matter, 2009, p. 55). Trotz grosser 

Bautätigkeit in den letzten Jahren scheinen der Immobilienmarkt und somit auch der 

Wohnungsmarkt nicht in der Lage zu sein, die Gesellschaft mit genügend neuem und 

preisgünstigem Wohnraum zu versorgen. In den letzten Jahren war auf dem Schwei-

zer Mietmarkt eine stetige Abnahme der Leerstandsquote zu verzeichnen. Folglich 

ist die Situation in den grössern Städten der Schweiz weiterhin sehr angespannt mit 

durchgehenden Leerstandsquoten von unter einem Prozent. Die Spannweite reicht hier 

im Juni 2016 von Bern und Genf mit einer Quote von 0,6 Prozent bis zu einer ext-

rem tiefen Quote von 0,2 Prozent leeren Wohnungen in Zürich (Wüest & Partner, 2017,  

p. 2). Die Situation hat sich folglich vor allem in ländlichen Gebieten entspannt, während 

die Immobilienmärkte in den Städten nach wie vor sehr angespannt sind (ebd., p. 2).

Besonders stark betroffen von diesen Verhältnissen auf dem Wohnungsmarkt sind in 

erster Linie die einkommensschwächsten Bevölkerungsschichten. Gerade in stadtna-

hen Quartieren findet zunehmend eine Verdrängung dieser Einwohnerschichten in die 

peripheren Agglomerationsgemeinden durch wohlhabendere Bevölkerungsschichten 
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statt (Hahn, 2014, p. 102ff). Dadurch kann es zu sozialer Entmischung kommen. In 

diesem Zusammenhang wird in den Sozialwissenschaften von Gentrifizierung gespro-

chen (ebd., p. 102ff). Eine mögliche politische Massnahme um diesem Problem ent-

gegenzutreten ist der staatliche Wohnungsbau, welcher in der Schweiz aber kaum zur 

Anwendung kommt. Das Bundesamt für Wohnungswesen sieht die Rolle des Staates 

nicht vordergründig in der Produktion von Wohnungen, sondern in der Förderung von 

gemeinnützigen Wohnbauträgern (Liechti, 2013, p. 10f). Damit rücken die gemeinnüt-

zigen Wohnbauträger in den Vordergrund des öffentlichen Interesses.

Während auf kantonaler und eidgenössischer Ebene die Förderung von gemeinnützi-

gen Wohnbauträgern nur marginal wahrgenommen wird, gibt es in der Schweiz auf 

kommunaler Ebene verschiedene Bestrebungen zur Erhöhung der Anzahl der gemein-

nützigen Wohnungen. Es stellt sich aber die Frage, ob und wie die Wohnbaugenossen-

schaften und andere gemeinnützige Wohnbauträger tatsächlich zur Entspannung des 

Wohnungsmarktes beitragen können und wie dem Ziel der Schaffung von neuem und 

nachhaltigem Wohnraum Rechnung getragen werden kann. Gerade die unterschied-

lichen Genossenschaftsformen und die Strukturen weiterer gemeinnütziger Bauträ-

ger, wie Stiftungen oder AG’s, können Einfluss auf die politische Zielsetzung einer 

nachhaltigen Stadtentwicklung haben. Weiter bieten auch die Regulierungen mittels 

den Baurechtsverträgen und der Bauzonenordnung den Gemeinden eine Möglichkeit, 

grossen Einfluss auf das Erreichen einer nachhaltigen Stadtentwicklung zu nehmen.

Als weitere entscheidende Entwicklung trat per 1. Mai 2014 das revidierte Raumpla-

nungsgesetz (RPG) in Kraft. Ein Ziel des revidierten RPG ist es, kompaktere Sied-

lungsgebiete zu planen und eine weitere Entwicklung nach innen zu fördern, um der 

Zersiedelung entgegen zu wirken. Dies soll beispielsweise durch verdichtetes Bauen, 

das Schliessen von Baulücken und die Umnutzung von Brachen erreicht werden 

(ARE, 2014). Dadurch soll der Kulturlandverbrauch in der Schweiz verringert werden 

(ebd.). Die nachhaltige Stadtentwicklung steht insofern im Vordergrund, als dass es 

nun darum geht, auf den verbleibenden freien Flächen in den Städten und Agglome-

rationen möglichst nachhaltige Entwicklungsprojekte zu realisieren, welche auf Dauer 

und somit in allen drei Dimensionen der Nachhaltigkeit funktionieren (vgl. 2.2.2).
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1.2 Stand der Forschung

Die Literaturrecherche ergibt, dass allein im deutschsprachigen Raum verschiedenste 

Begriffe synonym zum Begriff «Wohnbaugenossenschaft» verwendet werden. Auf den 

hier verwendeten Begriff «Wohnbaugenossenschaft» wird im Kapitel 2.1.5 zum kon-

zeptuellen Rahmen weiter eingegangen. Bei der Recherche wurde zudem ersichtlich, 

dass einerseits bereits eine reichhaltige Fülle an Artikeln und an «Grauer Literatur» 

zum Thema WBG besteht, diese aber häufig wissenschaftlichen Kriterien nicht stand-

hält und nicht in Fachzeitschriften publiziert wurde. Die Informationen und Artikel zu 

diesem Thema sind häufig von Interessenvertretern erstellt worden, zum Beispiel vom 

Verband der Wohnbaugenossenschaften der Schweiz, von Wohnbaugenossenschaften 

und anderen gemeinnützigen Bauträgern und Gemeinden. Entsprechend bedarf es in 

jedem Fall einer kritischen Analyse. 

Zur erwähnten Literatur kommen zusätzlich noch Angaben zu Bodenpreisen, Miet-

preisen und zur Höhe der Baurechtszinse. Diese Daten werden vom Bundesamt für 

Wohnungswesen zur Verfügung gestellt oder sind im Besitz von Gemeinden oder pri-

vatwirtschaftlichen Unternehmen. Zu den grössten und bekanntesten dieser Unter-

nehmen gehören in der Schweiz «Wüest & Partner» und das «Informations- und 

Ausbildungszentrum für Immobilien» (IAZI). Deren Daten sind aber, zumindest ohne 

entsprechende Bezahlung, nur beschränkt zugänglich. Dazu kommen die in den Zusät-

zen zum Baurechtsvertrag oder den Bauzonenordnungen festgeschriebenen Bedin-

gungen, die in der Summe aus einer regulatorischen Perspektive zu einer nachhaltigen 

Stadtentwicklung führen sollen. Die Zugänglichkeit hängt mit der Einsicht in die ent-

sprechenden Baurechtsverträge zusammen. Die Bauzonenordnungen hingegen sind in 

der Schweiz in der Regel öffentlich zugänglich.

Der Schweizerische Verband der Wohnbaugenossenschaften und «Wohnen Schweiz» 

bekräftigen als Dachverbände und wichtige Akteure auf dem gemeinnützigen Woh-

nungsmarkt in verschiedenen Berichten und Publikationen die Wichtigkeit der Erstel-

lung von preisgünstigem Wohnraum und die Innovationskraft von neuen WBG 

bezüglich neuen Wohn-, Umwelt-, Raum- und Sozialkonzepten (Gerber, 2015, p. 6). 

Auch Gerber und Gerber (2017, p. 553) heben den grossen Stellenwert von Wohnbau-
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genossenschaften für die urbane Umwelt und für weitere Nachhaltigkeitsaspekte her-

vor. Zudem betonen sie den dekommodifizierenden Charakter von genossenschaftlich 

organisiertem Wohnraum und das Herauslösen dessen aus den gängigen Marktlogiken 

(ebd., p. 553). Besteht zudem ein Interesse an starken, partizipativen Elementen, kann 

die Rechtsform der Genossenschaft von Vorteil sein (Putschert & Putschert, 2013). 

Dies trifft insbesondere auf sozialpolitische Genossenschaften und Wohnbaugenos-

senschaften zu. Dort lässt sich das notwendige Kapital im Gegensatz zu Genossen-

schaften in anderen Branchen relativ gut beschaffen und die Genossenschaft schützt 

als Rechtsform vor ungewollten Übernahmen (ebd.). Genossenschaften und Wohn-

baugenossenschaften werden viele positive Eigenschaften zugeschrieben. So beto-

nen Schröder und Walk (2014, p. 16) die ökonomische und soziale Nachhaltigkeit von 

Genossenschaften. Weiter sehen sie in den Selbsthilfemechanismen und der gemeinsa-

men Verantwortung der Genossenschaftmitglieder eine Chance für eine ökologische 

Nachhaltigkeit und untersuchen dazu die Auswirkungen von genossenschaftlichem 

Handeln auf die Zukunft der Städte (ebd.). Laut Elsen (in: Schröder & Walk, 2014, 

p. 34f) entstehen Genossenschaften aus spezifischen Bedürfnissen und lokalen Kon-

texten und sind damit sowohl ökonomischen, sozialen wie auch ökologischen Zielen 

verpflichtet. Deshalb sind Genossenschaften als zentrale Akteure der nachhaltigen 

Entwicklung zu betrachtet (ebd.). Interessant sind auch die Effekte von genossen-

schaftlichen Wohnprojekten auf die unmittelbare Nachbarschaft oder ganze Städte 

(LaFond et al., 2012, p. 188). Portmann (2016, p. 207) sieht in Genossenschaften gar 

eine Möglichkeit zur Demokratisierung der Wirtschaft. Aber auch andere Aspekte von 

Genossenschaften werden in der Literatur beleuchtet. Elsen (in: Beck & Kopp, 2012, 

p. 86) hebt das Transformations- und Innovationspotential von Genossenschaften her-

vor. In Genossenschaften finden sich zudem oft überraschende Lösungen jenseits der 

sonst geltenden Rationalitäten von Märkten und Staaten (ebd.). LaFond et al. (2012, 

p. 29) verweisen auf die Zunahme von gemeinschaftlichen Wohnprojekten in Europa. 

Diese Projekte weisen oft Angebote für Familien, ältere Menschen und Alleinstehende 

auf und genügen höheren ökologischen und kulturellen Ansprüchen. Damit verbunden 

kommt die Kritik auf, dass solche Projekte zur Gentrifizierung beitragen (ebd., p. 30).

Laut einer Studie des eidgenössischen Bundesamtes für Wohnungswesen (WBG 

Schweiz, 2016) nimmt die beanspruchte Wohnfläche pro EinwohnerIn über die letzten 



  5

E I N L E I T U N G

Jahre laufend zu. Eine Ausnahme bilden bei dieser Entwicklung aber die WBG, deren 

BewohnerInnen rund einen Viertel weniger Wohnfläche beanspruchen als der Schwei-

zer Durchschnitt. Damit bildet die Förderung von WBG auch ein probates Mittel für 

die Senkung des Wohnflächenkonsums und die Zersiedelung, welche massgeblich 

durch den zunehmenden Wohnflächenverbrauch angetrieben wird (ebd.).

Ein Problem stellt sich bei der Vergleichbarkeit mit Daten und Publikationen aus dem 

Ausland. Baurechte wie auch Wohnbaugenossenschaften gibt es nicht in allen Ländern 

und deren Rechtsform kann von derjenigen in der Schweiz stark abweichen. Beispiels-

weise entwickelte sich die Rechtsform der Genossenschaft in Deutschland in Richtung 

einer «halben Aktiengesellschaft» (Putschert & Putschert, 2013). Ein Vergleich mit 

dem deutschen Modell beispielsweise, scheint deshalb wenig sinnvoll zu sein. Auf-

grund der unterschiedlichen und änderenden Rahmenbedingungen von Land zu Land, 

beschränkt sich die vorliegende Arbeit auf Baurechte und Wohnbaugenossenschaften 

in der Schweiz. 

Die zu untersuchende Forschungslücke besteht somit in der Differenzierung zwischen 

den Einflüssen der staatlichen Akteure und der gemeinnützigen Bauträger, bezie-

hungsweise im Vergleich zwischen unterschiedlichen gemeinnützigen Bauträgern und 

der Analyse der Wirkung von staatlichen und privatwirtschaftlichen Interventionen 

mit der normativen Zielsetzung einer nachhaltigen Stadtentwicklung. Die nachhaltige 

Siedlungsentwicklung, synonym zur nachhaltigen Stadtentwicklung zu verstehen, ist 

bereits in der Wohnraumförderungsverordnung im Artikel 1 Absatz 3 zu finden (Ver-

ordnung über die Förderung von preisgünstigem Wohnraum, 2014). Laut dieser Ver-

ordnung sollen primär Wohnbauten gefördert werden, welche «den Grundsätzen einer 

nachhaltigen Siedlungsentwicklung entsprechen» (ebd., 2014).



 6

E I N L E I T U N G

1.3 Praxisinteresse und Zielsetzung

1.3.1 Praxisinteresse

Die nachhaltige Entwicklung geniesst am Geographischen Institut der Universi-

tät Bern und am benachbarten Zentrum für Entwicklung und Umwelt der Univer-

sität Bern (CDE) einen hohen Stellenwert. Verschiedene Konzepte der nachhaltigen 

Entwicklung wurden in diesem Umfeld massgeblich weiterentwickelt und erforscht. 

Deshalb ist das Konzept der nachhaltigen Entwicklung mit seinen drei Dimensionen 

von grossem Interesse (vgl. Kapitel 2.2.2). Weiter ist im öffentlichen Diskurs oft von 

nachhaltiger Entwicklung und auch von nachhaltiger Stadtentwicklung die Rede. Von 

verschiedenen Akteuren werden unterschiedliche Dimensionen der Nachhaltigkeit 

hervorgehoben. Die vorliegende Arbeit soll einen möglichst ausgewogenen Blick auf 

alle drei Dimensionen bieten und deren Vereinbarkeit in einem aktuellen Umfeld ana-

lysieren und beleuchten.

Wie im Kapitel 1.1 beschrieben, gestaltet sich die Wohnraumversorgung in der 

Schweiz für gewisse Lagen und Bevölkerungsschichten als schwierig. Das Praxisin-

teresse kommt beim Autor der vorliegenden Arbeit aus eigenen Erfahrungen auf dem 

Immobilienmarkt und mit gemeinnützigen Wohnbauträgern. Der Autor selber bewohnt 

eine städtische und zentral gelegene Wohnung einer WBG, welche im Quartierver-

gleich günstig ist. Wie in der Problemstellung geschildert, ist es gerade in Städten und 

Agglomerationen für bestimmte Einkommensgruppen sehr schwierig, passenden und 

bezahlbaren Wohnraum zu finden. Gerade in einem studentischen Umfeld ist die Woh-

nungssuche auch unter KommilitonInnen ein häufiges Thema, da günstige Stadtwoh-

nungen äusserst begehrt und rar sind. Der Beginn der vorliegenden Arbeit fiel zudem 

zeitlich mit einer starken Erhitzung des Immobilienmarktes zusammen, wodurch in 

breiten Bevölkerungskreisen die Sensibilität für dieses Thema gefördert wurde. Es 

liegt also nahe, dass mögliche Lösungsansätze für diese Probleme auf dem Immobili-

enmarkt untersucht werden müssen. 
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1.3.2 Zielsetzung

Die vorliegende Arbeit möchte die Rollen und Einflüsse der städtischen Akteure, dem 

Instrument des Baurechts und der gemeinnützigen Bauträgern bei einer nachhaltigen 

Stadtentwicklung auf Baurechtsparzellen untersuchen. Die Forschungslücke besteht 

in der Identifikation und Analyse der Gouvernanzstrukturen (vgl. Kapitel 2.2.1) rund 

um die Baurechte und der beteiligten Bauträger und Akteure und der daraus folgenden 

Chancen und Risiken für eine nachhaltige Stadtentwicklung.

1.4 Forschungsfragen

Im folgenden Abschnitt werden die Forschungsfragen präsentiert, welche die Grund-

lage für die vorliegende Forschungsarbeit bilden. Die Fragen gliedern sich in eine 

Hauptforschungsfrage F0 und in drei Teilfragen (F1, F2 und F3). Die Teilfragen gehen 

dabei vertieft auf verschiedene Aspekte der Hauptfrage ein.

1.4.1 F0:  Welche Gouvernanzstrukturen begünstigen bei aktuellen 
Arealentwicklungen von Wohnbaugenossenschaften  
auf kommunalen Baurechten eine nachhaltige Stadt- 
entwicklung?

  Begründung

Ausgehend von der Tatsache, dass heute in vielen Areal- und Stadtentwicklungs-

projekten eine nachhaltige Stadtentwicklung angestrebt wird (siehe Kapitel 2.2.2.2), 

taucht damit verbunden die Frage auf, wie diese am besten erreicht werden kann. Da 

sich diese Arbeit auf Arealentwicklungen durch Genossenschaften auf kommunalen 

Baurechten beschränkt, stellt sich die Frage, welche Gouvernanzstrukturen auf diesen 

Baurechten für eine Umsetzung der nachhaltigen Stadtentwicklung sorgen können.
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1.4.2 F1:  Welchen Einfluss hat die interne Gouvernanz in den  
Genossenschaften auf den Beitrag zu einer nachhaltigen 
Stadtentwicklung?

  Begründung

Unter der internen Gouvernanz wird das Innenleben, also die Organisation und die 

Form der Partizipation, der Genossenschaft verstanden. Es stellt sich die Frage, wel-

chen Einfluss diese auf das normative Ziel der nachhaltigen Stadtentwicklung hat.

1.4.3 F2:  Welchen Einfluss hat die externe Gouvernanz der  
städtischen Akteure mit öffentlich-rechtlichen und  
privatrechtlichen Regulierungen auf eine nachhaltige 
Stadtentwicklung?

  Begründung

Als Gegenstück zur Forschungsfrage F1 zur internen Gouvernanz, stellt sich hier die 

Frage, ob eine nachhaltige Stadtentwicklung nicht auch einfach von den städtischen 

Regulierungen mittels Baurechtsvertrag und Bau- und Zonenordnung abhängen kann. 

Dabei wird von einer staatsinterventionistischen Sichtweise ausgegangen.

1.4.4 F3:  Welchen Einfluss hat die Kooperation zwischen den  
Akteuren auf eine nachhaltigen Stadtentwicklung?

  Begründung

Diese Frage öffnet eine weitere Perspektive darauf, wie nachhaltige Stadtentwicklung 

am besten erreicht werden kann. Statt den Fokus auf interne oder externe Gouvernanz 

zu legen, liegt er hier auf der möglichen Zusammenarbeit zwischen verschiedenen 

Akteuren und Baurechtsnehmern auf einer gemeinsamen Baurechtsparzelle und den 

daraus entstehenden Ergebnissen. 

E I N L E I T U N G
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2 Theoretischer Zugang

Die vorliegende Arbeit wird aus einer analytischen Perspektive verfasst, um daraus ein 

Verständnis der Gouvernanzstrukturen rund um die jeweiligen Fallstudien zu erhal-

ten. Die Erarbeitung der theoretischen Konzepte bildet dabei eine wichtige Grundlage. 

Die theoretischen Annahmen helfen beim Verständnis der beobachteten Sachverhalte 

und bei der Ableitung der daraus entstandenen Hypothesen. 

Die Hauptfragestellung fragt nach den Gouvernanzstrukturen, weshalb vertieft dar-

auf eingegangen wird, was in der vorliegenden Arbeit unter dem Begriff Gouvernanz 

verstanden wird und welche Gouvernanzformen identifiziert und beschrieben werden 

können. Weiter steht bei der Hauptfragestellung die nachhaltige Stadtentwicklung als 

normatives Ziel im Zentrum. Dabei gilt es zu klären, weshalb diese Zielsetzung weiter-

gehender Forschung bedarf, welche Dimensionen sie aufweist und wie sie verstanden 

werden kann. Weiter werden auch grundlegende Begriffe wie «Baurecht», «gemein-

nützige Bauträger» und «Kostenmiete» definiert und erklärt. Ein Kapitel behandelt 

zudem die Wohnbaugenossenschaften und die gemeinnützigen Wohnbauträger sowie 

deren Geschichte und Merkmale.

Die grundlegenden Begriffe und Konzepte, von denen bei der vorliegenden Arbeit als 

Basis ausgegangen wird, werden im Folgenden beschrieben und definiert. Begonnen 

wird mit den Definitionen und den Ausführungen zu den Wohnbaugenossenschaften. 

Danach folgt ein theoretisches Kapitel zur Gouvernanz und der nachhaltigen Stad-

tentwicklung, wobei für die den Hypothesen zu Grunde liegenden Annahmen auf 

die Handlungstheorie, den Neo-Institutionalismus und die soziale Organisation und 

Kooperation eingegangen wird.

T H E O R E T I S C H E R  Z U G A N G
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2.1 Definitionen

2.1.1 Baurecht

Das Baurecht ist in der Schweiz im Zivilgesetzbuch vom 10.12.1907 (SR 210, Stand vom 

1.1.2017) in den Artikeln ZGB 675 und 779 C ff geregelt. So kann «ein Grundstück [...] 

mit der Dienstbarkeit belastet werden, dass jemand das Recht erhält, auf oder unter der 

Bodenfläche ein Bauwerk zu errichten oder beizubehalten» (ZGB Art. 779 C. Baurecht, 

Abs. 1). Dieses Recht ist vererblich und erhält auch einen Grundbucheintrag (ZGB Art. 

779 C. Baurecht, Abs. 2,3). Baurechte können höchstens für eine Dauer von 100 Jahren 

errichtet werden und können bereits vor oder nach Ablauf dieser Zeit wieder neu ausge-

handelt werden (ZGB Art. 779 C. Baurecht, VII. Höchstdauer). Wird das Baurecht nach 

Ablauf der vertraglichen Dauer nicht verlängert, so kommt es zum Heimfall. Dabei 

gehen die bestehenden Grundstücke in den Besitz der Grundeigentümerin über (ZGB 

Art. 779c1C. Baurecht, IV. Folgen des Ablaufs der Dauer / 1. Heimfall). Verschiedene 

Städte verzichten momentan auf den Verkauf von eigenem Land und treten dieses lieber 

im Baurecht an gemeinnützige Bauträger ab (Anhang: Interview Stadt Bern, Interview 

Stadt Luzern). Dies ermöglicht es ihnen, die Entwicklungen auf den Baurechtsparzellen 

mittels Baurechtsvertrag und Bau- und Zonenordnung zu steuern. Weiter fallen in der 

Regel jährliche Baurechtszinseinnahmen an und nach Ablauf der Baurechtsfrist gibt es 

entweder einen Heimfall, was der Stadt eigene Entwicklungsprojekte ermöglicht, oder 

das Baurecht kann zu angepassten Bedingungen erneuert werden. In manchen Städten 

ist es aktuell so, dass viele Baurechte auslaufen und verlängert werden (Anhang: Inter-

view Stadt Bern). Dies bietet den Städten einen gewissen Handlungsspielraum, um die 

Stadtentwicklung für die nächsten Jahrzehnte zu steuern.

2.1.2 Gemeinnützige Bauträger

Unter gemeinnützigen Bauträgern werden in der Schweiz alle Bauträger verstanden, 

welche sich den Prinzipien der Charta der gemeinnützigen Wohnbauträger der Schweiz 

verpflichten (Charta der gemeinnützigen Wohnbauträger in der Schweiz, 2013). 

Diese sieht unter anderem die Anwendung der Kostenmiete und des langfristigen 
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Spekulationsentzuges des Wohnraumes vor (ebd.). Bauträger, welche sich zu diesen 

Prinzipien bekennen, erhalten Anspruch auf Fördermittel des Bundes. Dies können 

Genossenschaften, aber auch Aktiengesellschaften, Stiftungen oder Vereine sein. Ein-

zige Bedingung ist die Anwendung der Prinzipien der Charta (ebd.). Ist ein Bauträ-

ger vom Bundesamt für Wohnungswesen (BWO) als gemeinnützig anerkannt, besteht 

der Anspruch auf Unterstützung durch Darlehen und andere Fördermittel des Bundes. 

Laut dem Artikel 37 der Eidgenössischen Verordnung über die Förderung von preis-

günstigem Wohnraum, bedarf es in den Statuten folgender Vorschriften, um als Orga-

nisation des gemeinnützigen Wohnungsbaus anerkannt zu werden (Verordnung über 

die Förderung von preisgünstigem Wohnraum, 2014). 

Eine Organisation gilt als gemeinnützig, wenn sie nach ihren Statuten:

 a.  den Zweck verfolgt, dauerhaft den Bedarf an Wohnraum zu tragbaren  

finanziellen Bedingungen zu decken;

 b.  die Dividende gemäss Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a des Bundesgesetzes 

vom 27. Juni 1973 über die Stempelabgaben beschränkt;

 c.  die Ausrichtung von Tantiemen verbietet;

 d.  bei der Auflösung der Gesellschaft, Genossenschaft oder Stiftung den 

nach Rückzahlung des einbezahlten Gesellschafts-, Genossenschafts- oder 

Stiftungskapitals verbleibenden Teil des Vermögens dem in Buchstabe a 

erwähnten Zweck zuwendet; das Gesellschafts-, Genossenschafts- oder  

Stiftungskapital darf höchstens zum Nennwert zurückbezahlt werden.

Somit verpflichten sich diese Bauträger neben der Kostenmiete auch zu einer Begren-

zung der Dividenden und dürfen keine Tantiemen auszahlen. Bei Tantiemen handelt es 

sich um eine Gewinnbeteiligung durch leitende Angestellte. Weiter wird garantiert, dass 

das Kapital nicht abgezogen werden kann, um es einem anderen Zweck zuzuführen als 

der Schaffung von Wohnraum zu den bereits erwähnten Bedingungen. Im nächsten 

Abschnitt wird noch vertieft auf den zentralen Begriff der Kostenmiete eingegangen.
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2.1.3 Kostenmiete

Die Kostenmiete ist eine der zentralen Bedingungen der Charta der gemeinnützigen 

Wohnbauträger und trotzdem gibt es verschiedene Interpretationen dieses Begriffes. 

Laut Hug (2015, p. 3) existiert keine gesetzliche Definition der Kostenmiete. Gemein-

hin wird aber von folgender Definition ausgegangen:

Der höchstzulässige Mietzins setzt sich aus den Kapitalkosten und den übrigen Kos-

ten zusammen. Unter Kapitalkosten versteht man die Anlagekosten multipliziert mit 

dem Referenzzinssatz des Bundesamtes für Wohnungen und dem zu zahlenden Bau-

rechtszins. Die übrigen Kosten setzen sich aus dem Versicherungswert des Gebäudes 

multipliziert mit der Betriebsquote zusammen. Aus der Summe ergibt sich der höchst-

zulässige Mietzins nach dem Grundsatz der Kostenmiete (Hug, 2015, p. 3).

Die folgende Illustration (Balmer & Bernet, 2015, p. 185) zeigt die Unterschiede in der 

Zusammensetzung zwischen einer Kostenmiete, einer Marktmiete und einem subven-

tionierten Mietzins auf. Während sich die Kostenmiete aus den Kapitalkosten und den 

Verwaltungs- und Erhaltungskosten zusammensetzt, wird bei der subventionierten 

Miete noch ein Subventionsbetrag abgezogen, beziehungsweise bei der Marktmiete  

ein Profit auf die Kostenmiete draufgeschlagen. 

Abb. 1:  Zusammensetzung der Mietzinse der Modelle «Kostenmiete», «subventionierter Mietzins»  
und «Marktmiete»

Kostenmiete subventionierter Mietzins Marktmiete

 Gewinn
 Subvention
 Kapitalkosten (Zins und Amortisation)
 Unterhalt und administrative Kosten
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Damit wird ersichtlich, dass sich die vorliegende Arbeit mit einem bestimmten Markt-

segment des Immobilienmarktes befasst. Subventionierte Mieten werden in der Regel 

nur von Gemeinden oder Kantonen angeboten und sind eine eher teure wohnpolitische 

Massnahme. Subventionierte Mieten sind zudem oft an Einkommens-, Vermögens- 

und weitere Kriterien gebunden und kommen nur ganz spezifischen Gruppen zu Gute 

(Gerber, L., 2015). Marktmieten, wie der Name schon sagt, richten sich nach den am 

Markt bezahlten Preisen. Dadurch werden aber schwächere Einkommensgruppen von 

bestimmten Wohnlagen ausgeschlossen, was sich mit der Zielsetzung einer nachhalti-

gen Stadtentwicklung gerade in der sozialen Dimension nicht vereinbaren lässt.

2.1.4  Dekommodifizierung und Vergesellschaftung  
von Wohnraum

Andrej Holm beschrieb in verschiedenen Publikationen den Wohnungsmarkt aus einer 

kritischen Perspektive. Im Artikel «Wohnung als Ware – Zur Ökonomie und Politik 

der Wohnungsversorgung» beschreibt Holm (2011, p. 10) den «Doppelcharakter» der 

Wohnung. Er unterscheidet in seiner Analyse zwischen Gebrauchs- und Tauschwert. 

Der Gebrauchswert einer Ware, hier einer Wohnung, bemisst sich durch die Nützlich-

keit der Wohnung und umfasst «Aspekte wie die Grösse, Qualität und Ausstattung 

einer Wohnung [...]», während der Tauschwert mit dem Verkaufpreis bemessen werden 

kann (Holm, 2011, p. 10). 

Diese Grundkonstellation auf dem Wohnungsmarkt führt dazu, dass ein Mangel an 

preiswerten Wohnungen besteht, da diese für Investoren nicht genügend Rendite in 

Form von Mietzinsen abwerfen (Holm, 2010). Holm beschreibt eine «Dekommodifizie-

rung und Vergesellschaftung» der Wohnungsversorgung als möglichen Lösungsansatz 

(ebd.). Darunter versteht Holm (2010) das «Herauslösen der Wohnungsversorgung aus 

den Marktlogiken». Die Vergesellschaftung wird von Holm (2010) als Entmachtung 

von Immobilien-Verwertungs-Koalitionen und in einem weiteren Schritt als «Über-

nahme der Verfügungsgewalt von Wohnungen in eine Bewohnerselbstverwaltung» 

verstanden. 
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Balmer und Bernet (2015, p. 191) unterscheiden in ihrer Arbeit verschiedene Stufen 

der Dekommodifizierung, welche eine Einstufung nach Kategorien ermöglicht. In der 

vorliegenden Arbeit soll, basierend auf der Darstellung von Balmer und Bernet, eine 

Kategorisierung der in der Studie erforschten gemeinnützigen Wohnbauträger vorge-

nommen werden. Es wird dabei unterschieden zwischen fünf Typen von gemeinnützi-

gen Wohnbauträgern, wobei alle durch ihre Verpflichtung zur Gemeinnützigkeit einen 

hohen Dekommodifizierungsgrad aufweisen (vgl. Kapitel 2.1.6). Sie unterscheiden 

sich aber im Grad ihrer Vergesellschaftung zum Teil deutlich.

2.1.5 Wohnbaugenossenschaft

Laut Art. 828 des Schweizerischen Obligationenrechts sind Genossenschaften wie 

folgt definiert: 

   «Die Genossenschaft ist eine als Körperschaft organisierte Verbindung 

einer nicht geschlossenen Zahl von Personen oder Handelsgesellschaften, 

die in der Hauptsache die Förderung oder Sicherung bestimmter  

wirtschaftlicher Interessen ihrer Mitglieder in gemeinsamer Selbsthilfe 

bezwecken.» (Art. 828, OR)

Der Solidaritätsgedanke in der wirtschaftlichen Tätigkeit ist ein prägendes Merk-

mal der genossenschaftlichen Unternehmensform (Taisch, 2009, p. 27). Die spezielle 

Form der Wohnbaugenossenschaft hat die Zurverfügungstellung von preisgünstigem 

Wohnraum für ihre Mitglieder zum Ziel. Die Genossenschaftsidee kann mit sechs 

«S» umschrieben werden. Die sechs «S» stehen laut Schmid (2009, p. 6) für folgende 

Werte:

 – Selbsthilfe

 – Selbstbestimmung

 – Selbstverantwortung

 – Selbstverwaltung

 – Solidarität

 – Spekulationsentzug
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Die Begriffe Wohnungsbaugenossenschaft, Wohngenossenschaft und Baugenossen-

schaft sowie weitere Wörter für diese Art der Organisation werden in der Literatur 

meist synonym verwendet. In der vorliegenden Arbeit wird der Begriff Wohnbau-

genossenschaft verwendet. Dieser ist abzugrenzen vom breiter gefassten Begriff der 

gemeinnützigen Wohnbauträger, welcher zusätzlich noch andere gemeinnützige Orga-

nisationsformen wie Vereine, AG und Stiftungen umfasst (Charta der gemeinnützigen 

Wohnbauträger in der Schweiz, 2013). Die Gemeinnützigkeit ihrerseits ist Voraus-

setzung für Beiträge aus der staatlichen Wohnbauförderung (wohnbund, 2012). Das 

Bundesgesetz über die Förderung von preisgünstigem Wohnraum (WFG) definiert die 

Gemeinnützigkeit als Tätigkeit, welche nicht gewinnstrebend ist und damit den Bedarf 

an preisgünstigem Wohnraum zu decken hilft (SR 842, Art. 4, Abs. 3). 

Die Wohnbaugenossenschaften unterscheiden sich von einander aufgrund ihrer unter-

schiedlichen Organisationsformen. Das Hauptaugenmerk liegt hierbei auf den Diffe-

renzen zwischen neugegründeten und älteren, grossen und kleinen Genossenschaften, 

sowie sogenannten Mitglieder- beziehungsweise Unternehmensgenossenschaften 

(siehe Typisierung Kapitel 2.1.6).

Während bei kleinen Genossenschaften ehrenamtliche Vorstände die Position einer 

Geschäftsführung innehaben, kommt es bei grösseren Genossenschaften öfters vor, 

dass diese Leitungsfunktionen an eine professionelle Geschäftsstelle beziehungsweise 

eine Verwaltung ausgelagert wird. Diese Instanzen können «[...] sowohl eigene Inte-

ressen verfolgen, als auch erhebliche Macht auf sich ziehen [...]» (Komossa 1976, p. 

32). Dadurch kann eine Entdemokratisierung der genossenschaftlichen Strukturen 

erfolgen (Komossa 1976, p. 36). Weiter kann zwischen Mitgliedergenossenschaften 

und Unternehmens- beziehungsweise Mietergenossenschaften unterschieden werden. 

Bei letzteren sind die BewohnerInnen der Genossenschaftswohnungen selber keine 

Genossenschaftsmitglieder und haben damit auch keine oder nur geringe Mitsprache- 

und Partizipationsrechte in der Wohnbaugenossenschaft. Die Genossenschaftsmitglie-

der können zudem natürliche wie auch juristische Personen sein (Taisch, 2009, p. 25).

Weitere Wirtschaftsbereiche, in denen sich häufig Genossenschaften als Organisati-

onsform finden lassen, sind beispielsweise die Bank- und Versicherungsbranche, die 
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Landwirtschaft sowie der Lebensmittelhandel (Taisch, 2009, p. 25). Als bekannte Ver-

treterInnen dieser Branchen sind die Raiffeisenbank, die Mobiliarversicherung, die 

Fenaco und die Grossverteiler Migros und Coop zu nennen (Taisch, 2009, p. 26).

Im nächsten Abschnitt folgt ein kurzer Exkurs in die Geschichte der Wohnbaugenos-

senschaften in der Schweiz. Das Wissen um die Entwicklungsphasen hilft beim Ver-

ständnis für die unterschiedliche Ausrichtung der untersuchten Bauträger.

  Historische Entwicklung in der Schweiz

Die Geschichte der Wohnbaugenossenschaften in der Schweiz wurde von verschie-

denen AutorInnen aufgearbeitet und diverse AutorInnen (Kurz, 2000; Schmid, 2005; 

Würmli, 1994) haben die wichtigsten Entwicklungsschritte umrissen. Es folgt ein 

Überblick über die Entwicklung der WBG seit den genossenschaftlichen Anfängen in 

der Schweiz.

  Genossenschaftliche Pioniere in der Schweiz und erste Gründungen

Die ersten, zum Teil noch heute bestehenden, Selbsthilfe-Genossenschaften widmeten 

sich der Produktion und dem Konsum von Gütern und Lebensmitteln der Grundversor-

gung. Dazu gehörte ab 1865 der «Allgemeine Consumverein», heute unter dem Namen 

Coop bekannt. Später wurde der genossenschaftliche Gedanke auf weitere Bereiche 

übertragen, unter anderem auch auf den Wohnungsmarkt (Würmli, 1994, p. 8). 

Die Gründung der ersten Wohnbaugenossenschaften geht in den Grundzügen auf 

die Industrialisierung und deren Folgen zurück (Schmid, 2005, p. 4). So wurden ab 

1860 und verstärkt ab 1890 in den Städten Basel, Bern, Biel, Zürich, Winterthur und  

St. Gallen erste Wohnbaugenossenschaften gegründet. Die Zahl der erstellten Wohnun-

gen hielt sich aber in engen Grenzen. Als Beispiel einer solchen Genossenschaft nennt 

Kurz (2000, p. 9) die Zürcher Bau- und Spargenossenschaft, welche 1892 gegründet 

wurde. 

  Krise nach dem Ersten Weltkrieg und erste staatliche Unterstützung

Die Genossenschaftsbewegung erhielt ab 1910 durch die Gründung der Eisenbahner-

genossenschaften neuen Schwung und ging einher mit einer aufkommenden Arbei-
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terbewegung und dem Aufstieg der Sozialdemokratie (Würmli, 1994, p. 11). Erstmals 

wurde damals mit den Schweizerischen Bundesbahnen (SBB) ein Staatsbetrieb aktiv 

und setzte sich für die Schaffung von preisgünstigem Wohnraum für die eigenen Ang-

stellten ein (Schmid, 2005, p. 4). 1916 erfolgte in Zürich an der Langstrasse durch 

15 Arbeiter die Gründung der Allgemeinen Baugenossenschaft Zürich. Sie feierte im 

Jahr 2016 ihr 100-jähriges Jubiläum und ist aktuell mit 7 591 Mitgliedern eine der 

grössten und aktivsten Wohnbaugenossenschaften der Schweiz. Sie verfügt zudem 

mit 4 552 Wohnungen und Einfamilienhäusern über die meisten Wohneinheiten aller 

gemeinnützigen Wohnbauträger in der Schweiz (Jahresbericht 2015 – Engagiert in die 

Zukunft, 2015, p. 4).

Diese Gründungswelle ging zeitlich einher mit dem Ausbruch des Ersten Weltkrieges 

und der folgenden Wohnungsnot, welche auch die Schweiz betraf. Die Bautätigkeit war 

wegen knappen Baumaterialien und hohen Preisen eingeschränkt und die Gemeinden 

und Genossenschaften mussten an Stelle des Wohnungsmarktes für die Unterbringung 

von obdachlosen Familien in die Bresche springen (Kurz, 2000, p. 11). Als Folge der 

Probleme auf dem Wohnungsmarkt und den politischen Unruhen in der Schweiz rund 

um den Landesstreik vom Herbst 1918, wurden 1919 erstmals staatliche Subventionen 

gesprochen, um die Wohnungsproduktion anzukurbeln (ebd., p. 11).

  Zweiter Weltkrieg und Folgezeit

Die zweite grosse Welle von Genossenschaftsgründungen und den damit verbundenen 

Neubauten erreichte die Schweiz in der Zeit während und nach dem Zweiten Weltkrieg 

(Schmid, 2005, p. 4). Der Bund und die Kantone hatten aus den katastrophalen Zustän-

den auf dem Wohnungsmarkt von 1918 gelernt und stellten in der Folge Subventionen 

und Zementkontingente für den Wohnungsbau zur Verfügung.

  Aktuelle Situation

Laut Taisch (2009, p. 1) führt ein aktueller Wertewandel nach der Wirtschaftskrise zu 

einer Diskussion über die Art und Weise, wie wirtschaftliches Handeln in der Gesell-

schaft ablaufen sollte. Als Gegenstück der oft kritisierten Unternehmensform der Akti-

engesellschaft, bietet es sich aktuell an, über die Vorzüge von genossenschaftlichen 

Unternehmen nachzudenken und diese in der Öffentlichkeit wieder vermehrt in den 
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Diskurs um nachhaltiges und soziales Wirtschaften einzubringen (ebd.). In verschiede-

nen Kantonen und Gemeinden in der Schweiz werden aktuell durch die Behörden, wie 

auch aufgrund von Initiativen, verschiedene Massnahmen zur Förderung des genos-

senschaftlichen Wohnungsbaus umgesetzt oder zumindest eingefordert (Liechti, 2015, 

p. 19).

 

In der Schweiz haben in den letzten Jahren verschiedene genossenschaftliche Neubau-

projekte für einen Schub an neuen Ideen für genossenschaftliches Wohnen und neue 

und nachhaltige Wohnformen gesorgt. Zu diesen sogenannten «Leuchtturmprojekten» 

mit nationaler Ausstrahlung zählen beispielsweise die Projekte «mehr als wohnen» 

und «Kalkbreite» in Zürich, welche auch den im Kapitel 4 vorgestellten Arealentwick-

lungen zumindest teilweise als Inspiration dienen.

2.1.6 Typisierung der Wohnbaugenossenschaften

Für eine Analyse der Einflüsse der einzelnen Wohnbaugenossenschaften hinsichtlich 

einer nachhaltigen Stadtentwicklung bedarf es einer Typisierung und Kategorienbil-

dung. Gestützt auf die Ergebnisse von Marmy et al. (2016, p. 39), Schmid (2005) und 

Balmer & Bernet (2015, p. 191) befasst sich die Typisierung in der vorliegenden Arbeit 

mit folgenden Kategorien:

 – Alter

 – Grösse

 – Eigentümerstruktur

 – Partizipation

Die Begründung der Auswahl dieser Kategorien und deren Aussagekraft wird im Fol-

genden kurz beschrieben.

  Alter der Wohnbaugenossenschaft

Laut Marmy et al. (Marmy et al., 2016, p. 41), geht das Gründungsjahr einer Genossen-

schaft einher mit verschiedenen statuarisch festgeschriebenen Zielen. Die AutorInnen 



  19

T H E O R E T I S C H E R  Z U G A N G

zeigen, dass bei Genossenschaften mit einem Gründungsjahr vor 2004 kaum innova-

tive Ziele in den Statuten zu finden sind. Unter innovativen Zielen verstehen sie solche, 

die über die genossenschaftlichen Grundsätze wie die Anwendung der Kostenmiete 

hinausgehen. Dazu gehören beispielsweise Ziele für eine verstärkte Partizipation oder 

auch Umweltschutzziele (Marmy et al., 2016, p. 41). Ältere Genossenschaften haben 

zudem häufig keine oder nur wenige gemeinsame Infrastruktur oder Gemeinschafts-

räume (Marmy et al., 2016, p. 31).

Ältere Genossenschaften wurden oft von staatlicher Seite oder staatsnahen Betrieben 

wie den SBB gegründet. Als Beispiel hierfür dienen die in der ganzen Schweiz existie-

renden Eisenbahnergenossenschaften (Anhang: Interview EBG). Auch MieterInnen, 

Produktivgenossenschaften oder Gewerbe- und Handwerkergruppierungen schlos-

sen sich früher oft zusammen, um für gemeinsamen, günstigen Wohnraum zu sorgen 

(Anhang: Interview BG B-E).

  

  Grösse einer Wohnbaugenossenschaft

Grössere Genossenschaften verfügen meist nicht nur über eine bessere Finanzierungs-

grundlage für Neubau- oder Sanierungsprojekte, da sie auf stille Reserven aus beste-

henden Altbauten zurückgreifen können, sondern sie unterscheiden sich auch durch 

andere Merkmale von kleineren Genossenschaften.

So verlangen grössere Genossenschaften den Kauf von kleineren Anteilsscheinen oder 

sogar gar keinen Anteilkapitalskauf von ihren BewohnerInnen, während kleine Genos-

senschaften in den meisten Fällen auf die Mitfinanzierung durch die BewohnerInnen 

angewiesen sind (Marmy et al., 2016, p. 27). Laut Marmy et al. (2016, p. 21) tendieren 

grosse Wohnbaugenossenschaften eher zu einer Expansionsstrategie. Eine Mehrheit 

der von Marmy et al. untersuchten Wohnbaugenossenschaften verzichtet auf eine Ver-

grösserung ihres Wohnungsbestandes.

  Eigentümerstruktur

Wohnbaugenossenschaften sind zu einem grossen Teil Mitgliedergenossenschaften. 

Es existieren aber auch sogenannte «Unternehmensgenossenschaften». Darunter sind 

Wohnbaugenossenschaften zu verstehen, welche die Wohnungen lediglich in einem 
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Mietverhältnis zur Verfügung stellen und sich die GenossenschafterInnen aus Pri-

vatpersonen und auch Unternehmen zusammensetzen (Anhang: Interview BG B-E). 

Die Mitgliedschaft in der Wohnbaugenossenschaft ist somit keine Voraussetzung, um 

Zugang zum günstigen Wohnraum zu haben. Ziel dieser Genossenschaften ist oft die 

Generierung von Aufträgen für die beteiligten Unternehmen oder Produktivgenossen-

schaften.

Auch weitere Unternehmensformen können den Kriterien für «gemeinnützige Bauträ-

ger» gemäss den selbstauferlegten Richtlinien (Charta der gemeinnützigen Wohnbau-

träger in der Schweiz, 2013) entsprechen und somit auf kommunalen Baurechten zum 

Zuge kommen und die Voraussetzung für günstige Finanzierungsquellen wie Darle-

hen und Anschubfinanzierungen erfüllen (Enzler, 2010, pp. 28–29).

Wie Balmer & Bernet (2015, p. 191) zu entnehmen ist, sind zudem alle in der vorliegen-

den Studie betrachteten gemeinnützigen Bauträger als Garanten für die Erstellung von 

dekommodifiziertem, also der Marktlogik entzogenem, Wohnraum anzusehen.

  Partizipation

Laut Balmer & Bernet (2015, p. 191) und auch Marmy et al. (2016, p. 31) lassen sich 

verschiedene Stufen der Teilhabe der MieterInnen unterscheiden. Diese reichen von 

geringer Partizipation mit maximal einer Genossenschaftsversammlung oder einem 

reinen Mietverhältnis, bis zu Mitsprache und Mitarbeit an der strategischen Ausrich-

tung, Mitsprache in Kommissionen oder gar der handwerklichen und planerischen 

Mitarbeit bei Renovationen und Neubauten.

  Begründung

All diese Kategorien sind mitentscheidend für die Art und Weise, wie Wohnbauge-

nossenschaften planen und innovative und nachhaltige Ideen umsetzen wollen und 

überhaupt umsetzen können (Balmer & Bernet, 2015; Marmy et al., 2016). Weiter kön-

nen mit Hilfe dieser Kategorien verschiedene Typen von Wohnbaugenossenschaften 

gebildet werden. Diese Typen bilden die Basis zur Auswertung der Ergebnisse und 

sind ein wichtiger Teil der Analyse. In der vorliegenden Arbeit sind das, gestützt auf 

die beschriebenen Argumente, folgende Typen.
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Typen von gemeinnützigen Wohnbauträgern

  Typ 1: Grosse Unternehmensgenossenschaften

  Typ 2: Grosse Mitgliedergenossenschaften

  Typ 3:  Mittelgrosse gemeinnützige Bauträger mit  

Partizipationsmöglichkeiten

  Typ 4:  Mittelgrosse gemeinnützige Bauträger mit wenig  

Partizipationsmöglichkeiten

  Typ 5: Kleine, neugegründete Mitgliedergenossenschaften

In der Folge werden diese Idealtypen von gemeinnützigen Bauträgern kurz vorgestellt 

und deren jeweilige Merkmale präsentiert. Die Typisierung basiert auf den Erkenntnis-

sen aus der Literatur und den Erfahrungen im Feld. Bei anderen Feldstudien könnten 

auch noch andere Typen beschrieben werden. Die Typisierung ist nicht abschliessend. 

Die Unterschiede zwischen den untersuchten Wohnbauträgern sind zum Teil nur klein 

und basieren auf den Erkenntnissen, Einschätzungen und Eindrücken das Autors wäh-

rend des Forschungsprozesses.

  Typ 1: Grosse Unternehmensgenossenschaften

Gemeinnützige Bauträger vom Typ 1 verfügen über einen grossen Wohnungsbestand 

und eine stabile finanzielle Basis. Die Gründung liegt schon einige Jahrzehnte zurück 

und sie sind keine Mitgliedergenossenschaften. Die Zahl der eigentlichen Genossen-

schafterInnen ist klein und beschränkt. Die MieterInnen verfügen über keine oder nur 

geringe Mittel zur Partizipation und Mitbestimmung. Sie planen meist grössere, kon-

ventionelle Überbauungen.

  Typ 2: Grosse Mitgliedergenossenschaften

Gemeinnützige Bauträger vom Typ 2 verfügen sowohl über einen grossen Wohnungs- 

wie auch Mitgliederbestand und damit über eine gute finanzielle Basis. Es sind schon 

etwas ältere Genossenschaften und kennen aufgrund ihrer Grösse nur eine beschränkte 

Partizipation. Alle MieterInnen sind auch GenossenschafterInnen und somit Teileigen-

tümer ihrer eigenen Wohnung. Sie planen meist grössere, konventionelle Überbauungen.
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  Typ 3:  Mittelgrosse gemeinnützige Bauträger mit Partizipations- 

möglichkeiten

Gemeinnützige Bauträger vom Typ 3 verfügen über einen mittleren Wohnungs- und 

Mitgliederbestand, verfügen über eine gute finanzielle Basis und bemühen sich aktiv 

um die Einbindung ihrer Mitglieder in die Planung. Diese Wohnbauträger planen zum 

Teil innovative Projekte und legen Wert auf die Quartierstruktur und fördern die sozi-

alen Interaktionen ihrer Mitglieder und MieterInnen.

  Typ 4:  Mittelgrosse gemeinnützige Bauträger mit wenig Partizipations- 

möglichkeiten

Gemeinnützige Bauträger vom Typ 4 verfügen über einen mittleren Wohnungs- und 

Mitgliederbestand und haben eine gute finanzielle Basis. Sie kennen nicht viele Parti-

zipationsmöglichkeiten und kommen in erster Linie der Aufgabe nach, preisgünstigen 

Wohnraum für ihre Zielgruppe zu erstellen.

  Typ 5: Kleine, neugegründete Mitgliedergenossenschaften

Gemeinnützige Bauträger vom Typ 5 wurden erst in den letzten Jahren gegründet und 

verfügen deshalb noch über eine eher geringe Mitgliederzahl und geringe finanzielle 

Möglichkeiten. Erste eigene Immobilien sind bereits in ihrem Besitz, werden schon 

gebaut oder sind je nach dem auch erst in der Planung. Diese Genossenschaften setzen 

oft partizipative Elemente ein und regen ihre Mitglieder zur Mitbestimmung an. Sie 

setzen sich bereits in der Planung hohe, idealistische Ziele und experimentieren mit 

verschiedenen Wohnformen.

2.2 Theorien und Konzepte

Bei der vorliegenden Arbeit wird auf verschiedene Konzepte und Theorien zurückge-

griffen. Im Zentrum stehen dabei die Gouvernanz als Analyseperspektive, sowie die 

nachhaltige Stadtentwicklung als normative Zielsetzung. 
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2.2.1 Gouvernanz

Ursprünglich leitet sich der Begriff vom griechischen Wort «kybernáo» ab, dies 

bedeutet übersetzt «das Steuerruder führen» (Benz et al., 2007, p. 17). Daraus ent-

stand später in der Wissenschaft der englische Begriff Governance, oder auf Deutsch  

«Gouvernanz».

Der Begriff Gouvernanz, wie er in der vorliegenden Arbeit verwendet wird, begreift 

das Regieren als innerhalb und ausserhalb eines Staates und er steht für alle Formen 

und Mechanismen der Koordination zwischen von sich wechselseitig abhängigen 

Akteuren (Benz et al., 2007, p. 9). Es handelt sich damit um eine Institutionalisie-

rung von sozialen Handlungskoordinationen. Dabei werden die Gouvernanzstruktu-

ren mit ihren Akteuren untersucht (Börzel, 2006, p. 1, 2). In diesem Zusammenhang 

kann man auch von Verhandlungssystemen zwischen verschiedenen Akteuren spre-

chen. Gemeinhin wird dabei von der Gouvernanz als Form zwischen den Idealtypen 

«Hierarchie» und «Wettbewerb» ausgegangen (Börzel, 2006, p. 3). Innerhalb des For-

schungsfeldes der Politikwissenschaft fokussiert die Perspektive der Gouvernanz auf 

die zunehmende Bedeutung «nicht-hierarchischer Formen der Koordination von Poli-

tik und deren Effektivität und Legitimität» (Benz et al., 2007, p. 16). Aus empirischen 

Ergebnissen lässt sich laut Holtkamp (in: Benz et al., 2007, p. 372) ein zunehmender 

Einsatz von Politiknetzwerken fern der ursprünglichen Hierarchien feststellen. Damit 

einher gehen starke Privatisierungsinitiativen und eine Abkehr von den ursprünglichen 

Regierungsformen (ebd.).

Neuere Gouvernanzformen werden laut Schäffer-Veenstra (2013, p. 1) von Städten 

schon seit einigen Jahrzehnten ausprobiert, um nachhaltige Quartiere und Städte zu 

realisieren. Die Umsetzung gestaltet sich aber eher schwierig (ebd., p. 1) und es besteht 

auf dieser Ebene eine Forschungslücke. Dies im Gegensatz zu nationalen, internatio-

nalen und regionalen Formen der Gouvernanz, welche schon in verschiedenen Studien 

untersucht wurden (ebd., p. 2).

Im Rahmen der vorliegenden Arbeit werden drei Formen von Gouvernanz unterschie-

den. Untersucht werden in den Fallstudien die «Externe Gouvernanz», die «Interne 
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Gouvernanz» und die «Kooperation» oder «Intra-Gouvernanz». Diese drei Formen 

werden in den folgenden Abschnitten beschrieben und sind bezogen auf die Fallbei-

spiele im Kapitel 4 visualisiert und erklärt.

  Externe Gouvernanz

Unter dem Begriff «Externe Gouvernanz» werden in der vorliegenden Arbeit die ver-

schiedenen Formen des Regierens von städtischen Akteuren verstanden. Das instituti-

onelle Ressourcenregime in der Darstellung von Gerber et al. (2009, p. 804) bildet die 

Grundlage für die Analyse der externen Gouvernanz. Innerhalb des Analyserahmens 

muss unterschieden werden zwischen der Bau- und Zonenordnung (BZO) und dem 

Baurechtsvertrag (BRV), wobei die BZO dem System der öffentlichen Politiken zuge-

schrieben wird und der BRV dem System der Eigentumsrechte (ebd.).

Diese Form der Gouvernanz ist hierarchisch organisiert. Die zu Grunde liegenden 

Mechanismen und Beziehungen beruhen in erster Linie auf Transaktionen und mone-

tären Leistungen beziehungsweise Gegenleistungen (Benz et al., 2007, p. 97). Im Kapi-

tel 2.2.1.3 wird weiter auf die theoretischen Annahmen hinter dieser Gouvernanzform 

eingegangen.

  Interne Gouvernanz

Unter «interner Gouvernanz» werden die Gouvernanzformen innerhalb der einzelnen 

Bauträger verstanden. Insbesondere sind hier die Organisations- und Partizipations-

formen von Interesse und schlussendlich die Frage nach Entscheidungskompetenzen. 

Dabei können die Gouvernanzformen von «hierarchisch» bis zu Netzwerken aus gleich-

gestellten, individuellen Akteuren reichen (Benz et al., 2007, p. 97). Grundsätzlich wird 

in der vorliegenden Arbeit den Genossenschaften als spezieller Unternehmensform 

eine starke Partizipation und ein vertiefter Einbezug ihrer Mitglieder zugeschrieben. 

Im Kapitel 2.2.1.2 wird weiter auf die theoretischen Annahmen hinter dieser Gouver-

nanzform eingegangen.

  Kooperation

Bei der «Kooperation» werden in dieser Studie die verschiedenen Formen der Zusam-

menarbeit der Bauträger untersucht. Dabei stehen die verschiedenen Ausprägungen 
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und Institutionalisierungsgrade der Kooperation im Fokus. Es werden Machtverhält-

nisse, wie auch der Austausch von Ressourcen untersucht.

Im Kapitel 2.2.1.4 wird weiter auf die theoretischen Annahmen hinter dieser Gouver-

nanzform eingegangen.

2.2.1.1 Partizipation

Die gleichberechtigte Partizipation ist in der Regel ein Charakteristikum der Genos-

senschaft als Unternehmensform. Dies zeigt sich auch in der Regel «one person, one 

vote», nach der jede GenossenschafterIn ungeachtet der Anzahl Anteilsscheine bei 

Abstimmungen immer nur eine Stimme hat (Beck & Kropp, 2012, p. 87). Die Partizi-

pation gilt den Genossenschaften also aufgrund ihrer Struktur als inhärent.

Gemäss van Wezemael (2005, p. 77) stellte Bischof (1995) ein Stufenmodell der Par-

tizipation auf und beschrieb darin vier unterschiedliche Stufen. Von der ersten bis 

zur vierten Stufe ist dabei eine Zunahme der Partizipation feststellbar. Die folgende 

Tabelle zeigt die vier Stufen gemäss Bischoff auf: 

Stufen der Partizipation Merkmale

1. Stufe: Erkunden von Interessen Das Erkunden von Interessen und Meinungen steht am 
Anfang einer Planung und kann erste Hinweise auf  
(spätere) Kooperationsmöglichkeiten geben. Auf dieser 
Stufe werden Einstellungen, Wissen und Verhaltens-
weisen der Bewohner oder allgemein der einschlägigen 
Akteure ergründet.

2. Stufe: Information Information gilt als eine notwendige Voraussetzung für 
Partizipation. Sie kann einseitig beispielsweise über  
ein Informationsschreiben oder sonstige Medien oder 
dialogisch etwa durch Versammlungen erfolgen.

3. Stufe: Beteiligung Beteiligung meint Mitwirkung und aktive Teilnahme der 
Betroffenen am Planungsprozess.

4. Stufe: Kooperation und Massnahmen Kooperation hebt die klare Grenze zwischen Fachleuten  
auf der einen und Betroffenen auf der anderen Seite auf. 
Gemeinsame Probleme sollen gemeinsam gelöst werden.

Tabelle 1: Stufen der Partizipation (nach Bischoff 1995)
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2.2.1.2 Handlungstheorie

Handlungstheoretische Ansätze nach Max Weber stehen als Grundannahme hinter 

der Hypothese H1. Weber gilt als einer der bedeutendsten Soziologen und als einer 

der Gründerväter der soziologischen Handlungstheorie (Bonss et al., 2013, p. 58). Das 

soziale Handeln gliedert er nach den folgenden vier Typen: zweckrational, wertratio-

nal, affektuell und traditional (Bonss et al., 2013, p. 65). Weber stellt in seiner Arbeit 

in Frage, ob das traditionale und affektuelle Handeln überhaupt als Handlungen ange-

sehen werden können. Er begründet dies damit, dass sich das Handeln in diesen zwei 

Kategorien meistens auf reines Reagieren beschränkt und «oft jenseits dessen ist, was 

bewusst ‹sinnhaft› orientiert ist» (Weber, 1922, p. 12).

In der vorliegenden Arbeit wird von zweckrational und wertrational handelnden 

Akteuren, also insgesamt von rationalen Handlungsweisen ausgegangen. Diese zwei 

Ausprägungen werden nach Weber (1922, p. 12) wie folgt definiert:

  Zweckrationales Handeln

Wer zweckrational handelt, ist am Erfolg der Handlungen orientiert und lässt sich von 

kühlen Kalkulationen leiten. Die Handelnden folgen einer rationalen und oft auch 

ökonomischen Kalkulationslogik, welche Mittel und Zweck in Beziehung bringt, 

diese gegeneinander abwägt und zu rationalen Entscheiden führt (Bonss et al., 2013, 

pp. 66–67).

  Wertrationales Handeln

Auch das wertrationale Handeln ist von einer eigenen Kalkulationslogik gesteuert. 

Dabei spielen aber beim wertrational Handelnden übergeordnete Werte eine Rolle, 

welche angestrebt werden. Ziel ist nicht ein Ergebnis nach Marktlogik, sondern das 

Durchsetzen der verfolgten Werte (Bonss et al., 2013, pp. 66–67).

In der vorliegenden Arbeit wird den GenossenschafterInnen eine wertrationale Hand-

lungsweise unterstellt. Kombiniert mit den partizipativen Elementen, die Genossen-

schaften eigen sind, leitet sich die erste Hypothese ab (siehe Hypothese 1).
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2.2.1.3 Neoinstitutionalismus

Die Theorie des Neoinstitutionalismus wird in verschiedensten Teildisziplinen der 

Sozialwissenschaften verwendet und wird entsprechend breit diskutiert (Senge, 2011, 

p. 11). Die Wurzeln des Neoinstitutionalismus liegen in den 50er Jahren des letzten 

Jahrhunderts (ebd., p. 12). Sowohl in der Soziologie, wie auch in der Politikwissen-

schaft, den Wirtschaftswissenschaften und der Geschichtswissenschaft entwickelten 

sich in den letzten Dekaden neoinstitutionalistische Strömungen. In der vorliegenden 

Arbeit erfolgt eine Beschränkung auf ein soziologische Ausprägung dieser theoreti-

schen Richtung (Wilz, 2010, p. 21). Gemäss dieser Auffassung geht man beim Neoin-

stitutionalismus davon aus, dass die Umgebung einer Organisation diese entscheidend 

mitprägt. Eine Organisation ist somit immer im Verhältnis zu ihrer Umwelt zu verste-

hen (ebd., p. 21f). Der Neoinstitutionalismus wurde damit als Kritik auf bestehende 

organisationstheoretische Ansätze formuliert und stellt insbesondere die rationale 

Handlungsweise der Organisation als Akteur in Frage, welcher losgelöst von gesell-

schaftlichen Kontexten handeln soll (Senge, 2011, p. 4). Im Neoinstitutionalismus wird 

davon ausgegangen, das in der Gesellschaft verschiedenste Institutionen Macht auf 

die Organisationen ausüben (Durkheim 1999; zit. in: Senge, 2011, p. 5). Unter Institu-

tionen versteht Durkheim (ebd.) «dauerhaft reproduzierte soziale Praktiken». Diesen 

Einflüssen können sich die Organisationen nicht entziehen und handeln somit nicht 

autonom (ebd., p. 14). Die Organisationen orientieren sich also nicht ausschliesslich 

am Markt und der ökonomischen Umwelt oder von der Politik gesetzten Zielen. Damit 

schliesst der Neoinstitutionalismus neben der Ökonomie zum Beispiel auch gesell-

schaftliche Werte als entscheidend für die Handlungen von Organisationen ein (Senge, 

2011, p. 18f). Diese Handlungen sind demnach rational, aber zur Erklärung der jewei-

ligen Handlungsrationalitäten werden noch weitere, oft unbewusst wahrgenommene, 

gesellschaftliche Voraussetzungen herbeigezogen (ebd., p. 17).

Die Theorie des Neoinstitutionalismus bildet die Grundannahme  für die zweite Hypo-

these. Es wird davon ausgegangen, dass Organisationen nicht nur durch wirtschaftli-

che und rationale Vorgaben, also die externe Gouvernanz, beinflusst werden, sondern 

dass auch weitere Faktoren bestehen, welche einen Einfluss auf die Handlungsrationa-

litäten haben.
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2.2.1.4 Kollektives Handeln in Organisationen

Organisationen als Akteure sind Träger verschiedener politischer Prozesse. Organisa-

tionen bilden damit nach Crozier und Friedberg (1993, zit. in: Kurz, 2012, p. 17) eine 

Lösung, wie sich autonome Akteure mit ihren jeweiligen Ressourcen und Fähigkeiten 

zur Erreichung eines gemeinsamen Zieles zusammenschliessen können. Die verschie-

denen Akteure, hier die Wohnbaugenossenschaften, die sich in einer übergeordneten 

Organisation zusammenschliessen, verfügen über unterschiedliche Ansichten und 

Präferenzen. Der Zusammenschluss in einer Organisation bringt sie aber zur Koope-

ration und damit zur Überwindung einer Konkurrenzsituation (Obersojer, 2009, p. 5). 

Innerhalb dieser Organisation müssen sich die Akteure austauschen und über ihre 

Ziele verhandeln (Wilz, 2010, p. 97). Die Kooperation bringt einen Beitrag an den 

Erfolg des gemeinsamen Projektes und die WBG nehmen dabei persönliche Kosten 

und Aufwände in Kauf (Weibel, in: Schreyögg & Sydow, 2009, p. 35). Dabei wird 

bei den Akteuren von uneigennützigen Motiven ausgegangen. Man spricht in diesem 

Zusammenhang auch von einem «positiven Bias», welcher nicht erklärt werden kann 

(ebd.). Die Akteure motivieren sich für solch eine Verhaltensweise, weil sie sie als 

Herausforderung empfinden, ihr einen tieferen Sinn zuschreiben oder gar Vergnügen 

daran haben, anderen zu helfen und gemeinsam etwas zu erreichen (ebd., p. 34).

Sie erreichen eine Machtposition, welche aus dem Zusammenschluss der verschiede-

nen Akteure entsteht. Diese Machtposition wiederum, kann in Aushandlungsprozes-

sen mit anderen Akteuren strategisch eingesetzt werden (Wilz, 2010, p. 98). Bezogen 

auf die vorliegende Arbeit sind dies in erster Linie Verhandlungen um den Baurechts-

vertrag und die weiteren Rahmenbedingungen. Somit wird bei der dritten Hypothese 

davon ausgegangen, dass eine Kooperation der WBG und deren Zusammenschluss 

unter einer gemeinsamen Dachorganisation den Beteiligten WBG insgesamt Vorteile 

bringt. Sie verzichten dabei teilweise auf die Durchsetzung ihrer Eigeninteressen und 

stärken ihre gemeinsame Position gegenüber VerhandlungspartnerInnen. Die Über-

windung dieser eigennützigen Perspektive bietet ihrerseits eine Chance für eine nach-

haltige Stadtentwicklung. 
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2.2.2 Nachhaltige Stadtentwicklung

Das Konzept der nachhaltigen Stadtentwicklung wird in der Literatur sehr breit und 

unterschiedlich gefasst und es besteht in der Literatur keine Einigkeit darüber, wie sich 

eine nachhaltige Stadt definieren lässt (Berger & Stier, 2016, p. 26). Die nachhaltige 

Stadtentwicklung kann als Leitbild der städtischen Politik auf der einen Seite für eine 

Stadtentwicklungspolitik der Konservierung genutzt werden (Bauriedl, 2007, p. 200). 

Auf der anderen Seite gilt dies aber auch für eine Stadtentwicklungspolitik, welche 

sich an wirtschaftlichem Wachstum orientiert. Es gibt also eine Vielzahl von Deu-

tungen einer nachhaltigen Stadtentwicklung, welche von verschiedenen Akteuren für 

sich beansprucht wird (ebd.). Unter dem Begriff nachhaltige Stadtentwicklung wer-

den in der vorliegenden Arbeit auch eng verwandte Begriffe wie nachhaltige Quar-

tiersentwicklung und nachhaltige Siedlungsentwicklung verstanden. Die genannten 

Begriffe lassen sich nicht klar abgrenzen und beziehen sich meist auf eine unterschied-

lich grosse geographische Einheit. Für die grundsätzliche Definition des Begriffes der 

nachhaltigen Entwicklung bezieht sich die Fachliteratur im Ursprung meist auf den 

Brundtland-Bericht aus dem Jahr 1987. Dort wird der Begriff nachhaltige Entwicklung 

wie folgt definiert:

   Development that meets the needs of the present without compromising  

the ability of future generations to meet their own needs.  

(Brundtland, 1987, p. 37)

Das Konzept der Nachhaltigkeit wird klassischerweise in drei Dimensionen beschrie-

ben. Die Nachhaltigkeit erstreckt sich somit über die drei Bereiche der ökonomischen 

Nachhaltigkeit, der soziokulturellen Nachhaltigkeit und der ökologischen Nachhal-

tigkeit (Wiesmann & Messerli, 2007, p. 127; Schröder & Walk, 2014, p. 55ff). Diese 

Dimensionen werden als normative Zielsetzung gemeinsam angestrebt. Dabei können 

sie auch im Widerspruch zueinander stehen und eine umfassende Nachhaltigkeit in 

allen Dimensionen ist somit schwer oder gar unmöglich zu erreichen (ebd.). Rey (2012, 

p. 10) beschreibt nachhaltige Quartierentwicklung als einen dynamischen Prozess mit 

der Beteiligung zahlreicher AkteurInnen.
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Die Leitvorstellung der nachhaltigen Stadtentwicklung ist auf Gemeindeebene eine 

Antwort auf zunehmende Umweltprobleme, den Klimawandel, Segregationsprozesse 

und gesellschaftliche Disparitäten. Die lokale Ebene oder gar die Quartierebene bieten 

sich in diesem Zusammenhang als Handlungsfelder an. Entsprechend bedarf es neuer 

Formen der Steuerung, also der Gouvernanz (Schäffer-Veenstra, 2013, p. 1).

2.2.2.1 Kriterien für eine nachhaltige Stadtentwicklung

Es gibt verschiedene Ansätze, wie sich die Quartier- und Stadtentwicklung nachhal-

tig gestalten, beziehungsweise sich deren Nachhaltigkeit bestimmen lässt. Wiederum 

lassen sich die Kriterien in die drei klassischen Dimensionen Ökologie, Soziales und 

Ökonomie aufteilen. Von verschiedenen AutorInnen werden unter anderem folgende 

Nachhaltigkeitskriterien in der Stadtentwicklung angeführt (Barbey et al., 2014, 

pp. 11–57; Gemeinderat Stadt Bern, 2009; Rütimann, 2012):

  Soziale Dimension 

 – Integration

 – Einkommensverteiliung

 – Partizipation der Bevölkerung

 – soziale Durchmischung

  Ökonomische Dimension

 – kleinräumige Wirtschaftskreisläufe

 – wirtschaftliche Effizienz

 – dichtes Bauen

 – Innovationen

  Ökologische Dimension

 – Verwendung nachhaltiger Baumaterialien

 – Nutzung erneuerbarer Energien

 – nachhaltige Mobilität und Verkehrsmittel

 – Abfallkonzept

 – Freihalteräume & Grünflächen
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Diese Auflistung ist nicht abschliessend zu verstehen und kann beliebig erweitert 

werden. Zudem gibt es Kriterien, welche nicht eindeutig einer Dimension zugeordnet 

werden können und sogar in mehrere Dimensionen passen. In der vorliegenden Arbeit 

werden nicht alle genannten Kriterien abschliessend analysiert, sondern nur diejenigen, 

welche in den Fallbeispielen explizit geregelt sind und mit den angewendeten Instru-

menten gesteuert werden können.

2.2.2.2 Nachhaltige Entwicklung als normative Zielsetzung in der Schweiz

Verschiedene Organisationen und Institutionen streben eine nachhaltige Stadtent-

wicklung an. Im Folgenden sind einige der für die Schweiz massgeblichen Ämter und 

Akteure aufgeführt.

  Schweizerischer Nationalfonds (SNF)

Der Nationalfonds der Schweizerischen Eidgenossenschaft führte bereits mehrere 

Nationale Forschungsprogramme durch, welche sich mit nachhaltiger Stadtentwick-

lung im weiteren Sinne beschäftigten. Dazu gehören in erster Linie das nationale 

Forschungsprogramm 54 «Nachhaltige Siedlungs- und Infrastrukturentwicklung» 

und das Nationale Forschungsprogramm 65 «Neue urbane Qualität» (www.snf.ch/

de/fokusForschung/nationale-forschungsprogramme/Seiten/default.aspx#Abgeschlos-

sene%20NFP, Zugriff am 12.06.2017). Beide Forschungsprogramme gehen der Frage 

nach, wie sich die Nachhaltigkeit der Entwicklung, im Kontext der geforderten Ver-

dichtung von Agglomerationen, gewährleisten oder steigern lässt. Daraus lässt sich ein 

grosses Interesse an der Thematik der nachhaltigen Stadtentwicklung ableiten.

  Bundesamt für Raumentwicklung (ARE) und  

  Bundesamt für Energie (BFE)

Das Bundesamt für Raumentwicklung (ARE) und das Bundesamt für Energie (BFE) 

entwickelten im Rahmen eines gemeinsamen Projektes das Werkzeug «Nachhaltige 

Quartiere». Dieses soll mit Hilfe von umfassenden Evaluationskriterien dazu beitra-

gen, die Quartiersentwicklung über alle Lebenszyklusstadien hinweg auf Aspekte der 

Nachhaltigkeit in allen drei Dimensionen zu überprüfen (www.nachhaltige-quartiere.

ch/de/werkzeug, Zugriff am 13.06.2017). Das Werkzeug wurde im Rahmen der vor-
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liegenden Arbeit nicht angewendet, bot aber mit seiner Perspektive auf die Analyse 

verschiedener Lebenszyklusabschnitte und Kriterien in den drei verschiedenen Nach-

haltigkeitsdimensionen gute Anhaltspunkte.

  Neustart Schweiz

Einige der an den untersuchten Fallstudien beteiligten Wohnbauträger orientieren sich 

explizit an den Ideen von «Neustart Schweiz». Als Vordenker dieses Vereins gilt Hans 

Widmer. Der Schweizer, der unter dem Pseudonym P.M. als Autor auftritt, schrieb ver-

schiedene Bücher zu nachhaltigen Gesellschaftsutopien (Schumacher & Zilm, 2015). 

Das bekannteste Werk von P.M. ist «bolo’bolo». Darin beschreibt Widmer die Nach-

barschaft als eine ca. 500 BewohnerInnen umfassende Gebäudegruppe und sieht in 

ihr eine Grundeinheit für die Entwicklung einer nachhaltigen Zukunft, da gemein-

same Infrastrukturen erst ab dieser Grösse finanziell getragen werden können (Neu-

start Schweiz, 2011, p. 15). Mehrere solche Nachbarschaften bilden gemeinsam ein 

Quartier von mehreren 10 000 EinwohnerInnen und dieses wiederum ist Teil einer 

Stadt (ebd. 2011, p. 16ff). Als Beispiele solcher Nachbarschaften könnten die Unter-

suchungsgebiete dieser Studie dienen, das Areal Warmbächli in Bern und das Indus-

triestrassen-Areal in Luzern. Sie sollen in Zukunft mehreren hundert Personen einen 

Wohn- und Arbeitsplatz bieten, was in etwa der Grösse von Widmers Nachbarschaften 

entspricht. 

 

  Grundsätze aus dem Wohnraumförderungsgesetz

Das Wohnraumförderungsgesetz des Bundes vom 21. März 2003 (SR 842) beinhaltet 

verschiedene Artikel, welche sich an der nachhaltigen Stadtentwicklung orientieren. 

Im Zweckartikel ist definiert, dass der Wohnraum Haushalten mit geringem Einkom-

men zu Gute kommen soll. Insbesondere gilt dies für Familien, Menschen mit Behin-

derungen, bedürftige Personen, ältere Menschen und Menschen in Ausbildung (Art. 

1 WFG). Als Förderungsgrundsätze gelten der haushälterische Umgang mit den Res-

sourcen Boden und Energie. Weiter wird eine hohe bauliche Qualität erwartet. Zudem 

soll auf eine ausgewogene soziale Durchmischung geachtet werden (Art. 5 WFG).
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2.3  Variablen und Hypothesen, Skizze mit Variablen

2.3.1 Variablenmodell

Um die Hypothesen graphisch verdeutlichen zu können und die Zusammenhänge zwi-

schen den Akteuren aufzuzeigen, wird auf ein Variablenmodell zurückgegriffen. Das 

Variablenmodell in der vorliegenden Arbeit ist in Bezug auf die Hypothesen wie folgt 

aufgebaut:

Abb. 2: Variablenmodell

  Beschreibung

Die Hypothesen befassen sich mit den AkteurInnen und untersuchen die Beziehungen 

dazwischen. Als AkteurInnen in diesem Modell gelten die «Stadt», die «Wohnbauge-

nossenschaft» (WBG), die «gemeinsame Trägerschaft auf dem Areal» (Areal) und die 

«Mitglieder» der Wohnbauträger. Die Hypothese 1 ist in der Abbildung rot dargestellt 

und stellt die interne Gouvernanz dar. Die Hypothese 2 zur externen Gouvernanz ist 

mit zwei verschiedenen Grüntönen visualisiert und untersucht den Baurechtsvertrag 

(BRV, «dunkelgrün») und die Bau- und Zonenordnung (BZO, «hellgrün»). Die Hypo-

these 3 ist gelb dargestellt und befasst sich mit der Kooperation unter den WBG. Die 

Hypothesen, basierend auf den Fragestellungen im Kapitel 1.4 und den theoretischen 

WBG

Stadt

Areal
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BRV
H1

H3

H2

H2
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Annahmen aus dem Kapitel 2.2, sind in der Folge ausformuliert.

2.3.2 Hypothese 1

Aufgrund der wertrationalen Handlungsweise ihrer Mitglieder sowie einer ausgepräg-

ten internen Gouvernanz, die auf den demokratischen Einbezug der Mitglieder setzt, 

tragen Genossenschaften zu einer nachhaltigen Stadtentwicklung bei. 

2.3.3 Hypothese 2 

Die externe Gouvernanz führt mit ihren Regulierungen nicht zu einer nachhaltigen 

Stadtentwicklung, da die Regulierungen mittels Bauzonenordnung und Baurechtsver-

trag dazu nicht ausreichen.

2.3.4 Hypothese 3

Weil die einzelnen Akteure internen Restriktionen unterliegen und über begrenzte 

Ressourcen verfügen, kann durch eine Kooperation der Genossenschaften der Beitrag 

an eine nachhaltige Stadtentwicklung gesteigert werden.

T H E O R E T I S C H E R  Z U G A N G
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3 Methodisches Vorgehen

3.1 Forschungsdesign

Die Forschungsfragen ab, welche für diese Arbeit relevant sind, leiten sich von den 

Praxisinteressen und der unter Kapitel 1.1 vorgestellten Problemstellung heraus ab. 

Aus der darauf folgenden Theorie (Kapitel 2) wurden die theoretischen Annahmen für 

die anschliessende Hypothesenforumulierung abgeleitet. Diese Annahmen leiten die 

Forschung an und bieten eine bestimmte Perspektive auf den erforschten Gegenstand. 

Die Untersuchung wurde anhand von Fallstudien durchgeführt, welche nach definier-

ten Kriterien ausgewählt wurden.

Das gewählte Forschungsdesign muss zum Forschungsprojekt passen und darauf abge-

stimmt werden. Dabei müssen verschiedene Kriterien erfüllt sein. Das Design muss 

beispielsweise die Forschungsfrage adäquat beantworten können und es muss im gege-

benen Zeitrahmen durchführbar sein. Die Arbeitsweise ist oft zirkulär und die ver-

schiedenen Teile der Arbeit können wechselseitig von einander abhängig sein (Flick, 

2007, p. 123).

3.2 Fallauswahl

Ein wichtiger Schritt in der Bearbeitung einer Forschungsfrage ist die Fallauswahl. Bei 

Fallstudien geht es um den genauen Beschrieb eines Einzelfalles (Flick, 2007, p. 177). 

Dabei gilt es herauszufinden, ob ein besonderes Beispiel Aufschlüsse und Aussagen 

über ein allgemeines Problem zulässt. Durch die Untersuchung von Fallbeispielen kön-

nen diese sehr genau geprüft und beschrieben werden, allerdings ist die Vergleichbar-

keit und Übertragbarkeit der Resultate gegebenenfalls eingeschränkt (ebd., p. 178). 

Beim Entscheid zur Anzahl der untersuchten Fälle gilt es zu beachten, wie viele geeig-

nete Fälle überhaupt existieren, dass der Vergleich eine Variation wichtiger Variab-

len beinhaltet und die Fälle auch bearbeitet werden können (Gläser & Laudel, 2006, 

p. 97f). Beim Vergleich zwischen den beiden Fällen in dieser Studie ist es demnach 
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wichtig, das gewisse Bedingungen konstant gehalten werden müssen, um aussagekräf-

tige Resultate zu erhalten. Zu beachten gilt, dass es sich um eine Momentanaufnahme 

zu einem bestimmten Planungszeitpunkt handelt, wodurch sich die Frage stellt, welche 

Dokumente zu welchem Zeitpunkt miteinander verglichen werden können. Hier taucht 

das Problem der Interdependenzen zwischen den einzelnen Planungsschritten auf. Die 

Abfolge der Entstehungszeitpunkte der Dokumente ist ebenfalls von grosser Wichtig-

keit (ebd., p. 182).

Wichtige Kriterien bei der Fallauswahl waren:

 – Aktualität der Planung

 – Verschiedene Bauträger bauen gemeinsam

 – Kommunales Baurecht an gemeinnützige Bauträger

 – Arealentwicklung in einer deutschschweizer Stadt

 – Grosse politische Unterstützung

Im Kapitel 4.2 wird die konkrete Fallauswahl ausführlich beschrieben.

3.3 Fragestellung und Hypothesen

3.3.1 Fragestellung

Die Fragestellung nimmt eine Strukturierung der Forschung vor und leitet diese an. 

Damit werden gewisse Aspekte eher in den Vordergrund gerückt und andere werden 

bewusst ausgelassen (Flick, 2007, p. 134; Gläser & Laudel, 2006, p. 60). Bei der For-

mulierung der Forschungsfrage ist es entscheidend, dass sie mit den zur Verfügung 

stehenden Mitteln beantwortet werden kann und sich ein stimmiges Forschungsdesign 

ableiten lässt. Das schliesst ein, dass die Forschungsfrage nicht zu viele Fragen gleich-

zeitig aufwerfen sollte, da dadurch die Orientierung beim empirischen Vorgehen ver-

loren gehen kann (Flick, 2007, p. 136). Weiter hängt von der Fragestellung ab, welche 

verallgemeinernden Schlüsse aus der Forschung gezogen werden können und dürfen 
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(Flick, 2007, p. 137). Fragestellungen lassen sich im Allgemeinen dahingehend unter-

scheiden, ob sie Prozesse oder Zustände beschreiben (Flick, 2007, pp. 138–139). In der 

vorliegenden Arbeit werden Planungsprozesse, wie auch die daran beteiligten Akteure 

untersucht. Die Forschungsfrage interessiert sich dafür, wie eine wünschenswerte Ent-

wicklung erreicht werden kann und welche Teilprozesse und Akteure dazu förderlich 

sind und welche nicht. 

3.3.2 Hypothesen

Hypothesen sind vorläufig vermutete Antworten, die sich Forscher auf ihre Fra-

gen geben. Wissenschaftliche Hypothesen haben die folgenden Merkmale (Hussy, 

Schreier, & Echterhoff, 2009, p. 30): 

 – Präzise und widerspruchsfreie Formulierung

 – Prinzipielle Widerlegbarkeit

 – Operationalisierbarkeit

 – Begründbarkeit

Die Hypothesen in der vorliegenden Arbeit wurden nach diesen Kriterien formuliert. 

Bei der Formulierung der Hypothesen wurde, wie in der Forschungsgruppe für Rau-

mentwicklung und -planung am Geographischen Institut der Universität Bern üblich, 

mit Variablen gearbeitet. In den Sozialwissenschaften versteht man darunter Konst-

rukte, «die veränderliche Merkmale der sozialen Realität beschreiben» (Gläser & Lau-

del, 2006, p. 78). Die Variablen strukturieren die Forschung und gelten nur für die 

konkrete Untersuchung. Es werden unabhängige, vermittelnde, abhängige und inter-

venierende Variablen unterschieden. Variablen sind aber nie nur abhängig oder unab-

hängig, sondern stehen in der sozialen Realität immer in verschiedensten komplexen 

Zusammenhängen (Gläser & Laudel, 2006, pp. 79f).
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3.4 Datenerhebung

3.4.1 Experteninterviews

Bei der Datenerhebung im Feld wurde zu einem grossen Teil die Methode der Exper-

teninterviews angewendet. Unter einem Experteninterview versteht man in der Lite-

ratur ein nichtstandardisiertes, leitfadengestütztes Interview mit einer Person, die in 

einem spezifischen Kontext über Expertenwissen verfügt (Gläser & Laudel, 2006, 

p. 107). Meuser und Nagel (in: Flick, 2007, p. 214) nennen das Experteninterview 

als spezielle Form des Leitfadeninterviews. Dabei interessiert der Befragte nicht als 

Person sondern in seiner Eigenschaft als Experte für ein bestimmtes Fachgebiet. Für 

diese Arbeit wurden als ExpertInnen Personen aus Verwaltungen und Vorständen von 

Wohnbaugenossenschaften und Angestellte der städtischen Verwaltungen befragt. 

Sie verfügen über ein spezifisches Wissen über die sozialen Prozesse im Zusammen-

hang mit dem Forschungsgegenstand und treten deshalb in diesem Zusammenhang als 

ExpertInnen auf. Beim Fallbeispiel in Luzern wurden fünf Interviews durchgeführt, 

vier davon mit VertreterInnen von vier der insgesamt fünf beteiligten Genossenschaf-

ten und eines mit einer Vertretung der Baudirektion der Stadt Luzern. Beim Fallbei-

spiel in Bern waren es fünf Interviews. Vier davon wurden mit VertreterInnen von 

drei der insgesamt sechs beteiligten Wohnbauträgern durchgeführt und ein weiteres 

als Vorstudie mit dem regionalen Dachverband WBG Bern-Solothurn. Weiter konnte 

noch auf zwei Interviews aus dem Bestand der Forschungsgruppe zurückgegriffen 

werden. So konnte die Gesamtzahl von 12 Interviews analysiert werden.

  Wahl der ExpertInnen

Die Auswahl der InterviewpartnerInnen entscheidet in der Regel bereits über die 

Qualität der im Gespräch gewonnen Informationen (Gläser & Laudel, 2006, p. 113). 

Auf Grund der unterschiedlichen AkteurInnen und ihrer zum Teil unterschiedlichen 

Rollen, mussten mehrere leicht angepasste Interviewleitfäden verwendet werden (ebd. 

2006, p. 113). Als Experten gelten im Rahmen der vorliegenden Arbeit Vorstands- oder 

Geschäftsstellenmitglieder von WBG und Mitarbeitende in Verbänden, welche in die 

Planung einbezogen sind und auch über eine gewisse Entscheidungskompetenz oder 

Mitsprache haben. Weitere befragte ExpertInnen sind auch städtische Angestellte, 



  39

M E T H O D I S C H E S  V O R G E H E N

welche sich mit der Umsetzung der untersuchten Bauvorhaben und der Ausarbeitung 

der Baurechtsverträge auseinandersetzen und ein Vertreter eines Verbandes.

  Interviewleitfaden

Die Art und Weise wie gefragt wird, hat einen grossen Einfluss auf die Antworten, 

die man erhält. Das Führen von Interviews gilt deshalb als Kunst (Gläser & Laudel, 

2006, p. 116). Die Fragen für den Leitfaden ergeben sich aus den theoretischen Vorü-

berlegungen. Laut Patton (1990, p. 295, zit. in: Gläser & Laudel, 2006, p. 117) müssen 

Fragen in qualitativen Interviews folgende Bedingungen erfüllen: Sie müssen neutral, 

offen, einfach und klar formuliert sein. Für den Leitfaden können Einleitungsfragen, 

Filterfragen, Hauptfragen und Nachfragen unterschieden werden (ebd., p. 124). Der 

Interviewleitfaden beginnt mit Einleitungsfragen, geht dann über zu den Filter- und 

Hauptfragen und endet mit einer Liste von Nachfragen. Die Nachfragen können, wenn 

die entsprechenden Fragen im Verlaufe des Gespräches noch nicht beantwortet wur-

den, auch gegen Ende des Interviews noch gestellt werden.

Für die verschiedenen Interviews wurde der Leitfaden jeweils angepasst. Es wurden je 

nach befragter Expertin gewisse Fragen weggelassen oder besonders hervorgehoben. 

Der verwendete Interviewleitfaden ist in seiner Standardversion im Anhang der vor-

liegenden Arbeit zu finden.

3.4.2 Schriftliche Dokumente

Für die Analyse wurde auf Grundlagen und weitere schriftliche Dokumente zurück-

gegriffen. Explizit handelte es sich dabei um die Statuten der WBG, weitere interne 

Dokumente und Daten, sowie den BRV und die BZO. Diese Dokumente wurden von 

den InterviewpartnerInnen zur Verfügung gestellt oder fanden sich im Internet auf den 

entsprechenden Webseiten.
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3.5 Datenaufbereitung

3.5.1 Experteninterview

Die Experteninterviews wurden in der Regel mit einem Aufnahmegerät aufgenommen 

und konnten so in der Folge mit dem Transkriptionsprogramm «f4» am Computer 

in eine schriftliche Form gebracht werden. Dabei wurden die in Schweizer Mund-

art geführten Gespräche in den Tondokumenten auf Hochdeutsch transkribiert. Die 

Transkription erfolgte vollständig und Wort für Wort. Je genauer die Transkription 

erfolgte, desto besser gelang die korrekte Interpretation der gesammelten Daten (Glä-

ser & Laudel, 2006, p. 194). Dabei wurden aber Interjektionen und Nachfragen, welche 

für den Inhalt als nicht relevant befunden wurden für die Transkription weggelassen 

(ebd.). Für ein einstündiges Interview nahm diese Transkription im Durchschnitt etwa 

eineinhalb Arbeitstage in Anspruch. 

Für diejenigen Interviews, welche nicht aufgenommen werden konnten oder durften, 

wurde ein stichwortartiges oder knapp ausformuliertes Transkript angefertigt, welches 

in dieser Rohfassung in die Analyse einfloss. Die Transkriptionen der Interviews sind 

im Anhang der vorliegenden Arbeit zu finden.

3.5.2 Schriftliche Dokumente

Neben den Experteninterviews wurden noch weitere schriftliche Dokumente zur Ana-

lyse herbeigezogen und mit qualitativen Methoden ausgewertet. In erster Linie waren 

dies die Bau- und Zonenordnungen und der Baurechtsvertrag. Auch die Statuten und 

Leitbilder der WBG wurden analysiert und ausgewertet. Diese Dokumente finden sich 

im Anhang der Arbeit und wurden in ihrer Grundform nicht verändert.
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3.6 Datenauswertung, Analyseraster

Die Bearbeitung der Daten mittels qualitativer Analyseverfahren setzt gewisse Opera-

tionen voraus. Dazu gehören das Durchsuchen der Texte auf relevante Informationen, 

der Aufbau eines Codesystems (hier Codes genannt) und die Zuordnung der Informa-

tionen zu diesen Kategorien (Gläser & Laudel, 2006, p. 191f). Dabei ist es wichtig, dass 

nicht die Häufigkeit des Auftretens bestimmter Informationen untersucht wird, son-

dern deren Inhalt (ebd.). Die Daten aus den Interviews und den weiteren Dokumenten 

zu den Fallbeispielen (Statuten, Leitbilder, weitere Dokumente) wurden im Programm 

MAXQDA, einer kommerziellen PC-Software zur qualitativen Daten- und Textana-

lyse, bearbeitet und ausgewertet.

  Codierung

Bei der Bearbeitung der Interviews zur Analyse wurde auf die Verwendung von induk-

tiven Codes zurückgegriffen. Diese Codierung ergibt sich aus der Forschungsfrage 

und strukturiert das Vorgehen bei der Analyse (Flick, 2007, p. 386ff). Die Codes zu 

den verschiedenen Indikatoren der nachhaltigen Stadtentwicklung wurden induktiv 

anhand der Regulierungen in den Baurechtsverträgen und der Bau- und Zonenordnung 

am Beispiel Luzern festgelegt. Diese Vorgehensweise erlaubt eine gute Vergleichbar-

keit der Ergebnisse anhand derjenigen Indikatoren, welche auch wirklich reguliert 

werden können. Im Verlaufe der Forschung musste diese Codierung noch um einen 

weiteren Code erweitert werden. Weiter wurden Codes nach der Art der Gouvernanz 

verwendet. Die codierten Sequenzen wurden anschliessend in Tabellen exportiert und 

die entsprechenden Textstellen wurden paraphrasiert (Flick, 2007, p. 414). Aus diesen 

Paraphrasen erfolgte mit Hilfe der Analyseraster die Auswertung der Fallbeispiele. Die 

Einträge im Analyseraster tragen die Werte «X», «0», «1» und «2». Die Erklärung zu 

diesen Werten findet sich im Anhang A. 

Sowohl die Codes mit den Codierungsregeln, wie auch die Tabellen und die Analyse-

raster sind im Anhang der vorliegenden Arbeit zu finden.
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  Umgang mit vertraulichen Daten

Bei der Durchführung wurde den InterviewpartnerInnen eine vertrauliche Behand-

lung der Daten und eine anonymisierte Auswertung zugesichert. Aus diesem Grund 

wurde für die Analyse und Auswertung auf eine Typisierung der gemeinnützigen 

Wohnbauträger zurückgegriffen. Damit wird dem Wunsch nach sorgfältiger Behand-

lung der zur Verfügung gestellten Informationen Rechnung getragen. Dies hat, wie 

in Kapitel 3.7.2 beschrieben, aber gewisse Konsequenzen für das Erscheinungsbild 

der vorliegenden Arbeit und die Art, wie die Ergebnisse ausgewertet und analysiert 

werden konnten.

3.7  Reflexion und Beurteilung der Qualität  
der Ergebnisse

3.7.1 Qualität der Interviews

Die Interviews wurden mehrheitlich in Sitzungszimmern auf der Geschäftsstelle oder 

in einem Büro vor Ort durchgeführt. Die Gespräche wurden falls möglich mit einem 

Aufnahmegerät aufgezeichnet, um einen besseren Gesprächsfluss zu gewährleisten 

und um im Nachgang möglichst präzise und korrekte Transkriptionen der Interviews 

anfertigen zu können. In den Fällen, in denen die Aufzeichnung nicht möglich oder 

nicht erlaubt war, musste auf handgeschriebene, stichwortartige Gesprächsprotokolle 

zurückgegriffen werden. Dadurch ging womöglich ein Teil der Gesprächsinformatio-

nen verloren und der Gehalt dieser Aufzeichnungen ist im Vergleich zu den wörtlichen 

Transkriptionen etwas eingeschränkt. In einem Fall musste auf ein Telefoninterview 

zurückgegriffen werden, wodurch einerseits die zur Verfügung stehende Interview-

zeit kürzer ausfiel und sich die Verschriftlichung etwas schwieriger gestaltete. Auch 

fiel bei diesem Interview die Kommunikation und Interpretation mittels Gestik und 

Mimik weg, wodurch die Interpretation der Aussagen etwas schwieriger war. Insge-

samt konnten die Interviews aber unter sehr guten Bedingungen durchgeführt werden. 

Die ExpertInnen waren sehr auskunftsfreudig und es wurden dank den Gesprächen 

auch viele wertvolle Informationen zugänglich gemacht. 
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3.7.2 Qualität der Analyse

Die Analyse erfolgte nach einem klaren Ablauf und festgelegten Regeln. Dabei tauch-

ten verschiedene Schwierigkeiten auf. Eine davon war die Abgrenzung der einzelnen 

Indikatoren bei der Codierung der Dokumente. Textpassagen standen teilweise für 

mehrere Codes und tauchten somit auch in der Analyse mehrere Male auf. Diese Pro-

bleme galt es bei der Auswertung im Auge zu behalten und die entsprechenden Text-

passagen nicht zu stark zu gewichten. Weiter stellte es sich als relativ anspruchsvoll 

heraus, die Zielsetzungen bezüglich nachhaltiger Stadtentwicklung den richtigen Gou-

vernanzformen, also den Quellen des Ursprungs der Idee, zuzuordnen. Dabei konnte 

teilweise nicht im Detail eruiert werden, ob beispielsweise eine Vorschrift aus dem 

Baurechtsvertrag anfänglich von den Bauträgern selber als Vorschlag bei den Bau-

rechtsvertragsverhandlungen eingebracht wurde oder es eine Entscheidung der Bau-

direktion war, diese Vorschriften zu machen. Solche Abgrenzungen gestalteten sich 

angesichts der Fülle an Datenmaterial und zum Teil unpräzisen Aussagen als schwie-

rig. 

Da die Daten aus den Interviews, den Statuten und weiteren Analysedokumenten 

zumindest teilweise anonymisiert werden mussten, gestaltete sich die Analyse etwas 

umständlich. Die entsprechenden Dokumente wie auch die Auswertungen und Analy-

seraster sind im elektronischen Anhang der vorliegenden Arbeit enthalten und damit 

nicht öffentlich zugänglich. Die Ergebnisse im Kapitel 4 sind zum grössten Teil mit 

öffentlich zugänglichen Quellen dokumentiert. Die Ergebnisse aus den Analyserastern 

werden erst in der Hypothesendiskussion einbezogen und die Auswertung ermöglicht 

eine Analyse der Ergebnisse nach den WBG Typen, wie sie im Kapitel 2.1.6 beschrie-

ben sind.
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4 Ergebnisse

Zu den Ergebnissen der vorliegenden Arbeit gehören grundsätzlich die Erkenntnisse 

aus der Studie der zwei Fallbeispiele. Deshalb werden im folgenden Kapitel die betei-

ligten Akteure ausführlich beschrieben. Diese Ergebnisse basieren auf Zeitungsarti-

keln, öffentlich zugänglichen Informationen und den durchgeführten Interviews. Es 

wurden keine vertraulichen Informationen verwendet.

4.1 Die Fallbeispiele

Zur Bearbeitung der Fragestellung und zum Testen der Hypothesen wurden zwei Fall-

studien ausgewählt. Diese befinden sich auf dem Industriestrassen-Areal in Luzern 

und dem Warmbächli-Areal in Bern. Zur Beantwortung der Forschungsfragen F1 und 

F3 wurde der Fall Luzern vertieft bearbeitet. Das Fallbeispiel Bern dient als Referenz-

beispiel. Aus dem Vergleich der beiden Fälle kann die Forschungsfrage F1 beantwortet 

werden. Die Fallbeispiele und die beteiligten Wohnbaugenossenschaften werden im 

folgenden Abschnitt vertieft vorgestellt, um die speziellen Akteurskonstellationen ver-

ständlich zu machen.

4.2 Begründung

Die zwei Standorte verbindet eine ähnliche Grundkonstellation. Es steht in beiden 

Fällen eine städtische Bauparzelle zur Verfügung, welche im Baurecht an verschie-

dene gemeinnützige Wohnbauträger abgetreten wurde. Beide Arealentwicklungen 

können auf eine grosse politische Unterstützung zählen und die Baurechte werden 

ausschliesslich an Gemeinnützige abgetreten. In Luzern war die Industriestrassenini-

tiative entscheidend für die Umsetzung des Projektes und in Bern hat die Initiative für 

bezahlbare Wohnungen entscheidend dazu beigetragen, dass das Projekt in der heu-

tigen Form geplant wurde. Weiter bieten die Entwicklungsprojekte nach der Bebau-

E R G E B N I S S E
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ung sowohl Wohnraum für mehrere hundert Personen, wie auch Gewerbeflächen und 

soziale Infrastruktur. Für städtische Verhältnisse sind beide Areale äusserst zentral 

gelegen. Als kleines Detail kommt noch hinzu, dass bei beiden Arealen jeweils ein 

bestehendes Gebäude erhalten und in die Überbauung eingegliedert wird.

Unter den Bauträgern mit einem Baurechtsvertrag auf diesen Arealen befinden sich 

sowohl ältere und etablierte, wie auch neugegründete Wohnbaugenossenschaften 

(siehe Kapitel 4.3.1 und 4.4.1). Dadurch kann einerseits ein Vergleich zwischen den 

regulatorischen und finanziellen Rahmenbedingungen dieser Standorte vorgenommen 

werden. Dies wird in der Forschungsfrage F1 unter dem Begriff «externe Gouvernanz» 

zusammengefasst. Andererseits ist auch ein Vergleich zwischen den Wohnbaugenos-

senschaften auf derselben Parzelle ist möglich (Forschungsfrage F2). Eine Analyse der 

Wohnbaugenossenschaften bietet Einblick in die «interne Gouvernanz» der Bauträger. 

Weiter kann dank der Zusammenarbeit mehrerer Bauträger auf dem selben Areal die 

Forschungsfrage F3 untersucht werden. Die beiden Projekte werden in der folgenden 

Tabelle vergleichend dargestellt.

Kategorie Luzern Bern

Wohnungen 
Arbeitsplätze

160 – 200 Wohnungen  
150 – 200 Arbeitsplätze

250 Wohnungen  
20 % Gewerbe auf Areal

Beteiligte Bauträger 5 Genossenschaften 5 Genossenschaften und eine AG

Baurechtsvertrag Spezifisch für das Areal ausgehandelt Neuer Standardbaurechtsvertrag

Baurechtszins für Areal einmalig 11 Mio. CHF jährlich ca. 1 Mio. CHF

Erhaltene Gebäude Käselager, Industriestrasse 9 Lagerhaus, Güterstrasse 8

Architekturwettbewerb Sommer 2017 Beginn 2018

Baubeginn geplant frühstens 2019 2019

Tabelle 2: Übersichtstabelle zu den Fallbeispielen Luzern und Bern

Die grafische Darstellung der Gouvernanz beider Fallbeispiele (Kapitel 4.3.2 und 4.4.2) 

baut explizit auf dem institutionellen Ressourcen-Regime (J.-D. Gerber et al., 2009, 

p. 805) auf. Insbesondere die Unterscheidung zwischen der öffentlichen Politik und 

den Eigentumsrechten wird hier aufgegriffen.
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4.3 Fallbeispiel Industriestrasse Luzern

 

Abb. 3: Luftbild Areal Industriestrasse Luzern
 Quelle: www.maps.google.ch (Zugriff am 17.06.2017)

Das Areal an der Industriestrasse (siehe Luftbild) mit einer Fläche von 8‘689 m2 wurde 

bisher vorwiegend durch gewerbliche Nutzungen geprägt und hat seit den siebziger 

Jahren den Charakter einer Zwischennutzung (LBG Geschäftsbericht, 2016, p. 22, 26). 

Bereits vor dem Jahr 2007 bestand eine «alte IG Industriestrasse», in welcher zum Teil 

die selben Leute engagiert waren, wie in der heutigen «neuen IG Industriestrasse». 

Die Stadt schrieb im Jahr 2011 einen Investorenwettbewerb aus und wollte das Areal 

im Jahr 2012 an die Gewinnerin des Wettbewerbs, die Allreal AG, für ca. 17,2 Mio. 

CHF verkaufen. In der Folge bildete sich in der Bevölkerung und vor allem aus dem 

Quartier Widerstand gegen das Projekt (LBG Geschäftsbericht, 2016, p. 22; Anhang: 

Interview Stadt Luzern). Um den geplanten Verkauf zu verhindern, wurde daraufhin 

die «neue» IG Industriestrasse gegründet, welche eine Initiative einreichte, um den 

Verkauf rückgängig zu machen. Diese Initiative «Ja zu einer lebendigen Industrie-

strasse» wurde im September 2012 vom Luzerner Stimmvolk überraschenderweise 

Areal Industriestrasse Luzern
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angenommen (Wolf, 2012). Danach wurde das Areal für eine Abgabe im Baurecht an 

gemeinnützige Bauträger ausgeschrieben, wobei die Ausschreibungskriterien zuvor in 

einem partizipativen Verfahren mit der IG Industriestrasse, den politischen Parteien, 

dem Quartierverein, Gewerbevertretern und weiteren Akteuren ausgehandelt wurden 

(Anhang: Interview GWI). Den Zuschlag erhielt in der Folge ein Zusammenschluss 

von sechs Genossenschaften aus der Region (Benedetti, 2014). Später traten zwei 

Genossenschaften aus dem Bündnis aus und eine neue kam dazu. Ausgetreten aus dem 

Projekt sind damals die Wohnbaugenossenschaft Geissenstein-EBG, die zweitgrösste 

Wohnbaugenossenschaft in Luzern, und die Luzerner Bau- und Mietergenossenschaft 

(Benedetti, 2014). Ersetzt wurden sie durch die Allgemeine Baugenossenschaft (ABL). 

Heute sind folgende fünf Genossenschaften am Projekt beteiligt (Wolf, 2015): 

 – Allgemeine Baugenossenschaft Luzern (ABL)

 – Baugenossenschaft Wohnwerk Luzern

 – Gemeinnützige Wohnbaugenossenschaft Industriestrasse

 – Liberale Baugenossenschaft Sternenmatt-Tribschen Luzern (LBG)

 – WOGENO Luzern 

Die fünf Genossenschaften schlossen sich in der Folge zur Kooperation Industrie-

strasse (KIL) zusammen, welche auch offizielle Baurechtnehmerin ist (siehe Kapitel 

4.3.1.2). Die Kooperation wiederum vergibt dann Unterbaurechte an die einzelnen 

Genossenschaften (Wydler, 2016b). Im Frühjahr 2016 wurde der Baurechtsvertrag mit 

der Stadt Luzern unterschrieben und der Baurechtszins wurde in einer einmaligen 

Zahlung von 11 Mio. CHF überwiesen. Als zentrales Areal soll es dichter genutzt wer-

den und der Wohnanteil soll auf ca. 80 % erhöht werden. Aktuell wird das Gelände vor 

allem durch Gewerbe, Büros, Kunstateliers und Wohnungen zwischengenutzt. Diese 

Zwischennutzung wird seit dem Jahr 2016 bereits durch die Kooperation Industrie-

strasse organisiert (Wydler, 2016a). Das Areal soll in den nächsten Jahren in zwei 

Etappen überbaut werden. Geplant ist die Realisierung von ca. 160 Wohnungen für 

ungefähr 450 Bewohnende und von 150–200 Arbeitsplätzen (Kooperation Industrie-

strasse, 2016). Das Wettbewerbsverfahren soll im Jahr 2017 durchgeführt werden und 

je nach Bebauungsvariante (Gestaltungs- oder Bebauungsplan) wird der Baubeginn 

auf die Jahre 2019/2020 oder 2021 terminiert (ebd.).
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4.3.1 Akteure

4.3.1.1 Genossenschaften

  Allgemeine Baugenossenschaft Luzern

Die Allgemeine Baugenossenschaft Luzern (ABL), eine gemeinnützige Genossen-

schaft, wurde im Jahr 1924 gegründet und entstand aus dem Mieterverband heraus 

(Anhang: Interview ABL). Der Mieterverband wurde kurz zuvor gegründet. Die ers-

ten ungefähr 250 Mitglieder der ABL zu dieser Zeit waren vor allem Bahnangestellte, 

Postboten und Staatsangestellte (ebd.). Die erste Siedlung der ABL wurde 1925/1926 

für ca. 190 000 CHF gebaut. Innerhalb der ersten sechs Jahre entstanden insgesamt 

bereits etwa 500 Wohnungen. Heute hat die ABL etwa 2 100 Wohnungen, verfügt 

über 11 000 Mitglieder und ist damit die mitgliederstärkste Wohnbaugenossenschaft 

der Schweiz und Mitglied im Dachverband Wohnbaugenossenschaften Schweiz (ebd.).

Die ABL ist eine Mitgliedergenossenschaft. Mitglieder können alle natürlichen Perso-

nen werden, welche die schweizerische Staatsbürgerschaft oder eine Aufenthalts- oder 

Niederlassungsbewilligung besitzen. Auch juristische Personen können bei der ABL 

Mitglied werden (Anhang: Statuten ABL). Bedingung für die Aufnahme ist die Zeich-

nung von 1 000 CHF Genossenschaftskapital und die Bestätigung der Aufnahme durch 

den Vorstand. Bei der Miete von Räumen müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile 

in der Höhe von maximal 10 % des Anlagewertes der gemieteten Räume gezeichnet 

werden (ebd.). Als grosse Wohnbaugenossenschaft baut oder saniert die ABL regel-

mässig und steht mit ihrem grossen Immobilienbestand auf einer sehr soliden finan-

ziellen Basis. Damit gilt sie gegenüber den Banken als kreditwürdig (ebd.; Wydler, 

2016a). An der Industriestrasse plant die ABL mit einem maximalen Investitionsvolu-

men von bis zu 70 Mio. CHF. Sie möchte an diesem Standort auch neuere Wohnformen 

und Bauweisen ausprobieren und etwas experimentieren (Anhang: Interview ABL).

Die ABL verfügt über eine professionelle Geschäftsstelle und einen ehrenamtlichen 

Vorstand (Anhang: Interview ABL). Die Projekte werden häufig von der Geschäfts-

stelle vorbereitet und entwickelt und danach dem Vorstand der Genossenschaft vorge-

legt. Für spezielle Themen und Projekte werden Partizipationsgremien mit Mitgliedern 

einberufen, welche ihre Rückmeldungen einfliessen lassen können. Die meisten Pro-
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zesse wickelt aber schon nur aufgrund der hohen Mitgliederanzahl die Geschäftsstelle 

ab (ebd.). 

Typus:    Die ABL ist dem Typus 2 und damit den grossen Mitgliedergenossenschaf-

ten zuzuordnen. 

  Baugenossenschaft Wohnwerk Luzern

Die Baugenossenschaft Wohnwerk Luzern, eine gemeinnützige Genossenschaft, 

wurde im Jahr 2013 gegründet und entstand aus der «alten» IG Industriestrasse. Zuerst 

erfolgte im Jahr 2007 die Gründung des Vereins Wohnwerk und dieser wurde dann 

2013 zugunsten der neugegründeten Genossenschaft aufgelöst (Anhang: Interview 

Wohnwerk). Laut der Homepage (www.wohnwerk-luzern.ch, Zugriff am 16.06.2017) 

hat die Genossenschaft zur Zeit etwa 280 Mitglieder. Etwa ein Drittel davon wohnt 

in Kriens (Teiggi), ein weiteres Drittel wird an der Industriestrasse wohnen und das 

restliche Drittel sind ideologische UnterstützerInnen der Idee, welche nicht selber im 

Wohnwerk wohnen werden (Anhang: Interview Wohnwerk). Die Wohnbaugenossen-

schaft verfügt zur Zeit noch über keine eigenen Wohnungen, erstellt aber gerade 90 

Wohnungen und 20 Ateliers in einer ehemaligen Teigwarenfabrik (Teiggi) in Kriens, 

welche vor den Wohnungen an der Industriestrasse bezugsbereit sein werden. Die Bau-

genossenschaft Wohnwerk ist Mitglied im Dachverband WBG Schweiz.

Das Wohnwerk ist eine Mitgliedergenossenschaft und ermöglicht die Mitgliedschaft 

allen natürlichen und juristischen Personen, welche Anteilskapital von mindestens 

1‘000 CHF übernehmen und 250 CHF Aufnahmegebühr bezahlen (Anhang: Statu-

ten Wohnwerk). Der Vorstand der Wohnbaugenossenschaft entscheidet in der Folge 

über die definitive Aufnahme der neuen Mitglieder. Mietet ein Mitglied Genossen-

schaftsräume, dann ist es zur Zeichnung weiterer Pflichtanteilsscheine verpflichtet, 

deren Anzahl sich nach der Raumfläche richtet (ebd.). Als neugegründete Wohnbau-

genossenschaft verfügt das Wohnwerk über eher geringe finanzielle Ressourcen und 

arbeitete aus diesem Grund beim Bau der Wohnungen in Kriens auch mit einer Anla-

gestiftung zusammen. Das Wohnwerk verfügt über eine kleine, eigene Geschäfts-

stelle (Anhang: Interview Wohnwerk). Für Personen in Notsituationen und auch für 

bestimmte Projekte hat das Wohnwerk einen Solifonds, welcher sich aus 1% der 
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Mieteinnahmen zusammensetzt (Anhang: Statuten Wohnwerk). Geplant sind an der 

Industriestrasse verschiedene, neue Bauweisen wie Clusterwohnungen, Gross-WGs 

neue Wohnkonzepte und allgemein flexible Grundrisse. Dazu plant das Wohnwerk, 

wie der Name schon sagt, bei den Projekten neben Wohnungen jeweils auch Räume für 

Gewerbe und Künstler ein und möchte das Wohnen und das Arbeiten örtlich verbinden 

(ebd.). Geplant ist an der Industriestrasse ein Investitionsvolumen von 10-15 Mio. CHF 

(Luzern, 2016).

Für die Planung an der Industriestrasse fanden schon Workshops mit den Genossen-

schafterInnen statt. Dabei werden zum Beispiel das Raumprogramm, die Aussenflä-

chen und das Mobilitätskonzept besprochen. Weiter existiert eine Baukommission, 

welche die Planung vorantreibt. In der Planung orientiert sich das Wohnwerk auch 

stark an den Ideen des Vereines Neustart Schweiz (Anhang: Interview Wohnwerk). Zu 

den Ideen von Neustart Schweiz findet sich mehr im Kapitel 2.2.2.2.

Typus:  Das Wohnwerk ist dem Typus 5 und damit kleinen und neugegründeten  

Mitgliedergenossenschaften zuzuordnen.

  Gemeinnützige Wohnbaugenossenschaft Industriestrasse

Die gemeinnützige Wohnbaugenossenschaft Industriestrasse wurde im Jahr 2013 

gegründet. Die Gründungsmitglieder bestanden aus der Kerngruppe der IG Industrie-

strasse, welche die Industriestrassen-Initiative lanciert und gewonnen hatte (Anhang: 

Interview GWI). Die GWI ermöglicht die Mitgliedschaft allen natürlichen und juristi-

schen Personen, welche mindestens Genossenschaftsanteile in der Höhe von 1 000 CHF 

zeichnen und eine einmalige Gebühr von 100 CHF entrichten. Werden von Mitgliedern 

genossenschaftliche Räume gemietet, dann müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile 

gezeichnet werden. Deren Anzahl bemisst sich nach der Fläche der gemieteten Räume 

(Anhang: Statuten GWI). Der Vorstand entscheidet über die definitive Aufnahme der 

Neumitglieder. Die GWI konnte vor der Realisierung des Projektes an der Industrie-

strasse in unmittelbarer Nachbarschaft zur grossen Bauparzelle auf dem selben Areal 

zwei Liegenschaften kaufen und verfügt damit bereits über 11 Wohnungen. Bei diesem 

Erwerb gab die ABL der GWI die notwendigen Bankgarantien, um den Kauf zu ermög-

lichen (GWI, 2017). Per Ende 2015 zählte die GWI 108 Mitglieder (GWI, 2015, p. 16).
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Für die Finanzierung des Projektes an der Industriesstrasse ist die GWI auf die 

Zusammenarbeit mit den anderen beteiligten Genossenschaften angewiesen, da sie die 

Direktzahlung des Baurechtszinses nicht sofort hätte leisten können. An der Industrie-

strasse plant die GWI unter anderem die Realisierung von ca. 50 Wohnungen, einem 

Genossenschaftsrestaurant, Ateliers, einem Konzertkeller und Clusterwohnungen. 

Dabei werden neue Bauweisen und ein generationenübergreifendes Zusammenleben 

angestrebt und die GWI möchte insgesamt etwa 15–20 Mio. CHF investieren (Wydler, 

2016b; Anhang: Interivew GWI). Die GWI verfügt über einen ehrenamtlichen Vor-

stand. Die Statuten sehen die Gründung von Siedlungskommissionen als Bindeglied 

zwischen den MieterInnen und dem Vorstand vor (Anhang: Statuten GWI). Da sich die 

GWI zu einem grossen Teil aus Quartierbewohnenden und Mitgliedern der IG Indus-

triestrasse zusammensetzt, bildet sie einen institutionalisierten Teil der Partizipation 

am Bauprojekt durch die QuartierbewohnerInnen. Die GWI ist somit mit dem Quartier 

am stärksten verbunden und setzt sich für eine genaue Umsetzung der Initiative aus 

dem Jahr 2012 ein. Im Verlauf der Planung wurden auch bereits partizipative Work-

shops mit den Mitgliedern durchgeführt. Die GWI ist Mitglied im Dachverband WBG 

Schweiz (Anhang: Interview GWI; Wydler, 2016b).

Typus:  Die GWI ist dem Typus 5 und damit kleinen und neugegründeten  

Mitgliedergenossenschaften zuzuordnen.

  Liberale Baugenossenschaft Sternenmatt-Tribschen Luzern

Die Liberale Baugenossenschaft Sternenmatt-Tribschen Luzern (LBG), eine gemein-

nützige Mitgliedergenossenschaft, wurde im Jahr 1958 gegründet und verfügte im 

Jahr 2016 über 259 Wohnungen (LBG Geschäftsbericht, 2016, p. 8). Alle natürlichen 

und juristischen Personen können bei der LBG Mitglied werden, wobei mindestens ein 

Genossenschaftsanteil von 500 CHF zu zeichnen ist. Der Vorstand bestimmt über die 

definitive Aufnahme der Neumitglieder (Anhang: Statuten LBG). Werden von Mitglie-

dern Genossenschaftsräume gemietet, müssen zusätzlich Pflichtanteilsscheine in der 

Höhe von 1 000 CHF pro Zimmer gezeichnet werden. Über die Wohnungszuteilung 

entscheidet der Vorstand. Die Mitgliedschaft in der LBG, sowie die Zeichnung von 

Pflichtanteilen führen noch zu keinem Anspruch auf eine Wohnung (ebd.).



  53

E R G E B N I S S E

Die LBG hat einen ehrenamtlichen Vorstand und eine Geschäftsstelle. Für besondere 

Projekte können partizipative Prozesse wie Workshops genutzt werden, wie dies für 

das Projekt an der Industriestrasse im Herbst 2016 auch getan wurde (LBG Geschäfts-

bericht, 2016, p. 18).

An der Industriestrasse rechnet die LBG mit Investitionen von 15 Mio. CHF und 

möchte damit 30 bis 40 Wohnungen erstellen. Es sollen in erster Linie Familienwoh-

nungen von 4 bis 5 Zimmern entstehen. Weiter kann sich die LBG den Bau eines Kin-

dergartens oder einer Kindertagesstätte vorstellen. Der Bau von neuen Wohnformen, 

grösseren Gewerberäumen, sowie kleineren Wohnungen ist nicht vorgesehen (LBG 

Geschäftsbericht, 2016, p. 18). Über die Finanzierung der LBG ist nichts Weiteres 

bekannt, ausser dass sie, wie auch die ABL, als kreditwürdig gilt und somit das Pro-

jekt entscheidend mitträgt (Wydler, 2016a). Die LBG ist Mitglied beim Dachverband 

WOHNEN SCHWEIZ (LBG Geschäftsbericht, 2016, p. 20).

Typus:  Die LBG ist dem Typus 4 und damit den mittelgrossen, gemeinnützigen  

Bauträgern mit wenigen Partizipationsmöglichkeiten zuzuordnen.

  WOGENO Luzern

Die WOGENO Luzern wurde im Jahr 1984 gegründet und ist eine gemeinnützige 

Mitgliedergenossenschaft. Die InitiantInnen orientierten sich bei der Gründung an 

der 1981 gegründeten WOGENO Zürich. Sie wollten sich der Immobilienspekulation 

widersetzen und die Idee einer selbstbestimmten und selbstverwalteten Wohnform 

umzusetzen. Die Mitgliedschaft in der WOGENO ist allen natürlichen und juristischen 

Personen möglich, insofern ein Genossenschaftsanteil von mindestens 2 000 CHF 

gezeichnet wird. Werden durch die Mitglieder genossenschaftliche Räume gemietet, 

so sind sie verpflichtet weitere Anteilsscheine in der Höhe von 10 % des Anlagewertes 

der genutzten Räume zu zeichnen (Anhang: Statuten WOGENO). Sie verfügt in der 

Region Luzern über 32 Liegenschaften mit jeweils mehreren Wohnungen in Mehr-

familienhäusern (www.wogeno-luzern.ch, Zugriff am 16.06.2017; Anhang: Statuten 

WOGENO). Insgesamt verfügt sie damit über 183 Wohnungen und 96 weitere Räum-

lichkeiten und damit auch über eine gute finanzielle Basis. Die WOGENO hatte per 

Ende 2016 753 Mitglieder (WOGENO, 2016a, pp. 3, 21). 
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Neben einem ehrenamtlichen, sechsköpfigen Vorstand, verfügt die WOGENO auch 

über eine Geschäftsstelle mit vier Angestellten (ebd., p. 23). Diese zwei Organe führten 

zusammen einen gemeinsamen Workshop zur Planung an der Industriestrasse durch 

(WOGENO, 2016b). Für den späteren Betrieb der neuen Liegenschaften könnte nach 

den Statuten auch ein Hausverein gegründet werden, welcher die Liegenschaft mit 

einem Vertrag zur Selbstverwaltung überreicht erhält (Anhang: Statuten WOGENO). 

Die WOGENO plant auf dem Areal an der Industriesstrasse mit einem Investitions-

volumen von 5–10 Mio. CHF (Luzern, 2016). Es sind 15–20 Wohnungen geplant. 

Vorgesehen sind vor allem Grosswohnungen für Familien, zusätzlich sind aber auch 

Atelierwohnungen, kleinere Wohnungen und Schaltzimmer, welche zu anderen Woh-

nungen dazu gemietet werden können, angedacht. Abgesehen von Wohnungen kann 

sich die WOGENO den Bau eines Kindergartens, einer Kindertagesstätte und eines 

Gemeinschaftsraumes vorstellen (WOGENO, 2016b). Die WOGENO ist Mitglied 

beim Dachverband WBG Schweiz.

Typus:  Die WOGENO ist dem Typus 3 und damit den mittelgrossen, gemeinnützigen 

Bauträgern mit Partizipationsmöglichkeiten zuzuordnen.

4.3.1.2 Weitere Akteure

Im Verlaufe der Studie wurden weitere Akteure identifiziert, welche das Projekt an der 

Industriestrasse massgeblich beeinflusst haben und dies noch heute tun. Diese werden 

in der Folge kurz beschrieben und ihr Einfluss auf das Projekt wird erklärt.

  Kooperation Industriestrasse Luzern – Genossenschaftsverband

Der Genossenschaftsverband «Kooperation Industriesstrasse» wurde von den fünf 

beteiligten Wohnbaugenossenschaften am 22.3.2016 gegründet. Er unterschrieb mit 

der Stadt einen Baurechtsvertrag über die Dauer von 80 Jahren bis Ende 2096 und ist 

damit der Baurechtnehmer für das Areal an der Industriestrasse (LBG Geschäftsbe-

richt 2016, 2016, p. 8; Wydler, 2016a). Das Stadtparlament stimmte diesem Vertrag im 

April 2016 einstimmig zu und im Sommer 2016 folgte der Grundbucheintrag («Ein-

stimmig: Parlament segnet Industriestrasse ab», 2017). Die professionelle Geschäfts-

stelle der KIL wurde von den beteiligten Genossenschaften mit je 100‘000 finanziert. 
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Sie koordiniert das Vorgehen und den Architekturwettbewerb. Weiter vergibt sie die 

fünf Unterbaurechte und platziert die beteiligten Wohnbaugenossenschaften auf ihren 

Baufeldern. Die Wohnbaugenossenschaften haben in der Kooperation Industriestrasse 

unabhängig von der Höhe der Investitionen je eine Stimme (GWI, 2016).

  IG Industriesstrasse

Die IG Industriestrasse ist ein Zusammenschluss von Quartierbewohnenden und Men-

schen aus dem Umfeld der Industriestrasse. Sie lancierte die Initiative «Ja zu einer 

lebendigen Industriestrasse» und machte damit das aktuelle Projekt erst möglich. Die 

Stimmbevölkerung der Stadt Luzern stimmte der Initiative am 23. September 2012 zu, 

was einer sehr grossen Überraschung gleich kam. Unterstützt wurde die IG Industrie-

strasse im Abstimmungskampf vom Mieterverband, dem Dachverband WBG Schweiz 

und den Parteien SP, JUSO und Junge Grüne. Aktive und ehemalige Mitglieder der 

IG Industriesstrasse sind heute Teil der GWI, welche auch aus diesem Umfeld gegrün-

det wurde. Mittels der GWI setzen sie sich nun aktiv für eine Umsetzung der Areal-

entwicklung nach ihren ursprünglichen Vorstellungen ein (www.industriestrasse.ch, 

Zugriff am 19.06.2017). 

  G-Net

Das G-Net ist ein Zusammenschluss von momentan 23 Genossenschaften in der Stadt 

Luzern mit eigener Charta. Das Netzwerk versucht die Rolle der gemeinnützigen Bau-

träger in der Stadt zu stärken, wirkt bei grösseren Projekten auch beratend und koor-

dinativ mit und betreibt aktiv Lobbying für die gemeinnützigen Wohnbauträger. Alle 

beteiligten Wohnbaugenossenschaften beim Projekt an der Industriestrasse sind Mit-

glied im G-Net (www.g-net-luzern.ch, Zugriff am 19.06.2017).

  Baudirektion der Stadt Luzern

Die Baudirektion der Stadt Luzern mit Fr. Jost als Direktorin war von Seiten der Stadt 

zuständig für die Ausschreibung, die Verhandlungen um den Baurechtsvertrag und die 

Vergabe des Baurechtes an die Kooperation Industriestrasse. 
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4.3.2 Darstellung der Gouvernanz in Luzern

Die Gouvernanz im Fallbeispiel Luzern lässt sich wie folgt darstellen: Die beiden 

Grüntöne stehen für die externe Gouvernanz, wobei die hellgrünen Pfeile die öffent-

liche Politik und die dunkelgrünen Pfeile das Eigentumsrecht darstellen. Die Stadt 

vergibt das Baurecht an die Kooperation Industriestrasse (dunkelgrüner Pfeil). Diese 

setzt sich selber zu gleichen Teilen aus den fünf beteiligten Wohnbaugenossenschaf-

ten zusammen. Die Kooperation vergibt fünf Unterbaurechte an die Genossenschaften 

(hellgrüner Pfeil mit Strichen). Auf der anderen Seite nimmt sie mittels BZO Ein-

fluss auf die Arealentwicklung (hellgrüner Pfeil). Die Genossenschaften (rot umran-

det) unterstehen ihrer jeweils unterschiedlichen internen Gouvernanz und kooperieren 

untereinander (gelbe Pfeile). Dabei läuft die Kooperation zum Teil auch über die über-

geordnetet Kooperation Industriestrasse (gelber Pfeil nach oben).
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Baurechtnehmer

öffentliche Politik
(Bau- & Zonenordnung)

Eigentumsrecht
(Baurechtsvertrag)

Unterbaurechtnehmer 

Kooperation  
Industriestrasse

Wogeno

ABL

LBG GWI

WoWe

Stadt

 H1: interne Gouvernanz
 H2: externe Gouvernanz
 H3: Kooperation

Abb. 4: Eigene Darstellung der Gouvernanz Industriestrasse Luzern
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4.4 Fallbeispiel Warmbächli Bern

Als Vergleichsstudie zum Fallbeispiel Luzern, wurde das Warmbächliareal in Bern 

untersucht. Der Vergleich mit dem Fallbeispiel in Bern soll aufzeigen, inwiefern sich 

die Gouvernanzen zwischen diesen Orten unterscheidet und ob sich daraus Schlussfol-

gerungen für die Hauptforschungsfrage ableiten lassen. Das Fallbeispiel Bern wurde 

nicht gleich tief analysiert, da verschiedene Genossenschafts-Typen schon aus dem 

Fallbeispiel Luzern bekannt sind und die Ergebnisse bereits damit validiert werden 

konnten.

 

Abb. 5: Luftbild Areal Warmbächli Bern
 Quelle: www.maps.google.ch (Zugriff am 17.06.2017)

Das Areal Warmbächli (siehe Luftbild) befi ndet sich auf dem Gelände der ehemali-

gen Kehrichtverbrennungsanlage der Stadt Bern (Planung Warmbächliweg, 2010). Seit 

dem Umzug der Kehrichtverbrennung an die Murtenstrasse im Forsthaus wurden die 

meisten Gebäude auf dem Warmbächliareal abgebrochen. Ein Gebäude, dasjenige an 

Areal Warmbächli Bern
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der Güterstrasse 8, wurde stehen gelassen und wird zu einem Wohn- und Gewerbehaus 

umgebaut werden (Hämmann, 2014). Das verbliebene Gebäude sowie die entstandene 

Brache werden aktuell durch den Verein «Brache Warmbächli» und die WBG Warm-

bächli zwischengenutzt. 

Es wurde ein städtebaulicher Ideenwettbewerb durchgeführt, bei dem sich der Entwurf 

«Strawberry Fields» von BHSF Architekten aus Zürich durchgesetzt hat. Dieses Archi-

tekturbüro erhielt damit auch den Zuschlag für den Umbau des bestehenden Gebäudes 

an der Güterstrasse 8 (Anhang: Interview WBG Warmbächli). Zu Beginn der Planung 

war noch nicht klar, dass das ganze Areal an gemeinnützige Bauträger abgetreten wird 

(Hämmann, 2014). Schon bald aber zeichnete sich ab, dass auf dem Warmbächliareal 

nur Gemeinnützige zum Zug kommen würden. Dabei wird das Areal im Baurecht 

abgegeben, was für die Stadt Bern zu jährlichen Zinseinnahmen von rund einer Million 

CHF führen wird. Beim Baurechtszins ist es zudem so, dass im ersten Jahr nach Bezug 

25 % des Zinses bezahlt werden müssen, im zweiten Jahr 50 %, im dritten Jahr 75 % 

und dann erst ab dem vierten Jahr der volle Zinssatz fällig wird (Bern, 2016b). Für die 

ersten Bauparzellen können frühestens ab Sommer 2017 die Architekturwettbewerbe 

durchgeführt werden. Mit der Ausschreibung beginnen werden voraussichtlich die BG 

Brünnen-Eichholz (Baufeld U3) und die FAMBAU (Baufeld O3). Die anderen Baupar-

zellen werden im weiteren Verlauf ihre eigenen Architekturwettbewerbe durchführen. 

Den Schluss macht voraussichtlich die Eisenbahnergenossenschaft Bern (EBG) mit 

dem Baufeld O1, auf dem sie ein Hochhaus erstellen wird. Entstehen sollen dabei ca. 

250 Wohnungen auf ca. 40 000 m2 Bruttogeschossfläche (Preisig, 2016). Rund 80 % der 

Geschossfläche sollen einer Wohnnutzung zugute kommen, die restlichen 20 % sind 

für gewerbliche Nutzungen vorgesehen. Die sechs Baufelder auf dem Warmbächlia-

real wurden im Sommer 2016 folgendermassen zugeteilt (Bern, 2016b):

 – Baufeld O1: Eisenbahner-Baugenossenschaft Bern (Hochhaus)

 – Baufeld O2: Wohnbaugenossenschaft Warmbächli (bestehendes Gebäude)

 – Baufeld O3: Fambau Genossenschaft

 – Baufeld U1: Baugenossenschaft Aare Bern

 – Baufeld U2: NPG AG für nachhaltiges Bauen

 – Baufeld U3: Baugenossenschaft Brünnen-Eichholz
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Abb. 6: Zuteilung der Baufelder Warmbächli 
 Darstellung: Der Bund, 8.12.2016

Die Reservationsverträge für die Baurechte mit den einzelnen Bauträgern wurden im 

Herbst 2016 unterschrieben (Anhang: Interview WBG Warmbächli). 

4.4.1 Akteure

4.4.1.1 Genossenschaften

  Eisenbahner-Baugenossenschaft Bern

Die Eisenbahner-Baugenossenschaft Bern (EBG) wurde im Jahr 1919 gegründet unter 

der Mithilfe der SBB und anderen Eisenbahnunternehmen. Es war damals das erklärte 

Ziel, dass Mitarbeitende der Bahnbetriebe in einer Zeit von akuter Wohnungsnot 

bezahlbaren Wohnraum erhalten (Christl, 2015). Die EBG ist eine Mitgliedergenos-

senschaft und in Bern die grösste dieser Art. Sie zählt aktuell 1 487 Mitglieder und 

verfügt über 468 Wohnungen und 213 Einfamilienhäuser, was einer Gesamtzahl von 

681 Wohneinheiten entspricht (EBG Bern, 2016, p. 21). Noch heute sind die Wohnun-
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gen in erster Linie Mitgliedern der bundesnahen Betriebe SBB, Post und Swisscom, 

sowie Angestellten der EBG Bern, des öffentlichen Verkehrs und der öffentlichen Ver-

waltung vorbehalten. Genossenschaftsmitglieder können alle natürlichen und juristi-

schen Personen werden, wenn sie Genossenschaftsanteile in der Höhe von 300 CHF 

zeichnen. Der Vorstand entscheidet in der Folge über die Aufnahme in die Genossen-

schaft. Sind die Mitglieder auch Mieter von Räumen, so werden sie verpflichtet weitere 

Genossenschaftsanteile in der Höhe von maximal 10 % der Anlagekosten der gemiete-

ten Räumlichkeiten zu zeichnen (Anhang: Statuten EBG).

Die EBG hat seit über 40 Jahren keine Neubauten mehr realisiert und beendet diese 

Phase der Stagnation mit dem Projekt im Warmbächli (Christl, 2015). Die EBG ist auf 

Grund ihrer langen Geschäftstätigkeit und der damit verbundenen Wertsteigerung der 

Grundstücke und Immobilien finanziell gut abgestützt. Auf dem Warmbächli plant 

sie den Bau eines Hochhauses auf dem Baufeld O1. Es werden vor allem Wohnungen 

geplant. Die Art der Wohnungen ist zu einem gewissen Grad noch offen und es sind 

verschiedene Wohnformen möglich (Anhang: Interview EBG).

Die EBG verfügt über einen ehrenamtlichen Vorstand und eine professionelle Geschäfts-

stelle. Sie hat verschiedene Kommissionen, welche sich auch um die Nachbarschaften 

und soziale Anlässe kümmern. Zum Beispiel gibt es in jeder ihrer Siedlungen eine 

Siedlungskommission (EBG, 2016, p. 19). Das nachbarschaftliche Zusammenleben ist 

der EBG sehr wichtig und soll auch im Warmbächli einen hohen Stellenwert haben 

(Anhang: Interview EBG). Die EBG Bern ist Mitglied im Dachverband WBG Schweiz.

Typus:   Die EBG Bern ist dem Typus 3 und damit den mittelgrossen, gemeinnützigen 

Bauträgern mit Partizipationsmöglichkeiten zuzuordnen.

  Wohnbaugenossenschaft Warmbächli

Die Wohnbaugenossenschaft Warmbächli wurde im Jahr 2013 explizit für dieses 

Bauprojekt und die Übernahme des Gebäudes an der Güterstrasse 8 (Baufeld O2) 

gegründet. Die WBG Warmbächli hatte gegen Ende 2016 ca. 200 Mitglieder. (Anhang: 

Interview WBG Warmbächli). Sie verfügt noch über keine Wohnungen, organisiert 

aber bereits eine Zwischennutzung im bestehenden Gebäude an der Güterstrasse 8 und 
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hat dort auch Büroräumlichkeiten (ebd.). Die Mitgliedschaft steht allen natürlichen und 

juristischen Personen offen, die Anteile in der Höhe von 200 CHF zeichnen. Mitglieder 

der Genossenschaft, welche in Zukunft Räume mieten werden, müssen weitere Genos-

senschaftsanteile übernehmen. Deren Höhe wird vom Vorstand nach dem Eigenmittel-

bedarf für das Gesamtprojekt festgelegt und ist proportional zum Mietzins (Anhang: 

Statuten WBG Warmbächli).

Die WBG Warmbächli hat ihre Eigenmittel noch nicht alle sichergestellt (Anhang: 

Interview WBG Warmbächli). Sie möchte bei diesem Bauprojekt im bestehenden 

Haus stark mit neuen Wohnformen wie Cluster-Wohnungen, Gross-WGs, Hallenwoh-

nungen, Joker-Zimmern und weiterem experimentieren. Dabei strebt sie die Grund-

sätze der Nachhaltigkeit und der grösstmöglichen Partizipation an. Sie orientiert sich 

stark an den Ideen von Neustart Schweiz zu den nachhaltigen Nachbarschaften, wie 

sie im Kapitel 2.2.2.2 beschrieben sind. Sie verfügt aktuell über eine professionelle 

Geschäftsstelle und einen Vorstand. Dazu gibt es auch verschiedene Kommissionen, 

Arbeitsgruppen und es werden regelmässige Plenumssitzungen abgehalten. Es sollen 

insgesamt ca. 40 Mio. CHF investiert werden (ebd.). Die WBG Warmbächli ist Mit-

glied im Dachverband WBG Schweiz. 

Typus:  Die WBG Warmbächli ist dem Typus 5 und damit den kleinen und neuge-

gründeten Mitgliedergenossenschaften zuzuordnen.

  Fambau Genossenschaft

Die FAMBAU Genossenschaft wurde im Jahr 1945 von Produktivgenossenschaf-

ten gegründet und verfügt über 2'541 Wohnungen im günstigen Segment. Die Stadt 

Bern hält über ihren Fonds für Boden- und Wohnbaupolitik knapp 1,5 % der Anteils-

scheine der FAMBAU und ist somit Miteigentümerin und Genossenschafterin (Bern, 

2016a, p. 48). Die FAMBAU ist eine Unternehmergenossenschaft mit insgesamt nur 

23 Genossenschaftsmitgliedern (www.moneyhouse.ch, Zugriff am 15.06.2017). Die 

Bewohnenden der über 2 500 Wohnungen sind Mieter und haben keine Mitsprache-

rechte. Dadurch verspricht sich die FAMBAU mehr Handlungsschnelligkeit. Bei der 

Gründung war es das Ziel, günstigen Wohnraum für Familien anzubieten. Die meis-

ten dieser Wohnungen sind im Westen der Stadt Bern zu finden, beispielsweise im 
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Tscharnergut (Christl, 2015). Die FAMBAU verfügt neben dem Vorstand über eine 

professionelle Geschäftsstelle mit ca. 30 Mitarbeitenden (www.fambau.ch, Zugriff am 

17.06.2017). Im Warmbächli bebaut die FAMBAU das Baufeld O3 und möchte dort 

vielleicht auch einen Kindergarten integrieren (Anhang: Interview BG Brünnen-Eich-

holz). Die FAMBAU ist Mitglied im Dachverband WBG Schweiz.

Typus:  Die FAMBAU ist dem Typus 1 und damit den grossen Unternehmensgenos-

senschaften zuzuordnen.

  Baugenossenschaft Aare Bern

Die Baugenossenschaft Aare Bern (BG Aare) wurde im Jahr 1921 durch einen Zusam-

menschluss von der Stadt Bern mit Handwerkern gegründet (www.bgaare.ch, Zugriff 

am 12.06.2017). Die BG Aare verfügt über 78 Wohnungen und drei Altersheime mit 287 

Wohneinheiten. Die Stadt Bern hält über den Fonds für Boden- und Wohnbaupolitik 

rund 24% der Anteilsscheine der BG Aare und ist somit Miteigentümerin der Genos-

senschaft (Bern, 2016a, p. 48). Die BG Aare ist eine Unternehmensgenossenschaft und 

hat nur 21 GenossenschafterInnen. Dazu gehören die Stadt Bern, die Gebäudeversi-

cherung Bern, neun Privatpersonen und zehn Bauunternehmen. Der Vorstand besteht 

aus acht Personen und die BG Aare hat einen Geschäftsführer. Es gehört zu den erklär-

ten, genossenschaftlichen Zielen, dass sie ihren GenossenschafterInnen zu Marktprei-

sen Aufträge anbieten und vergeben will (www.bgaare.ch, Zugriff am 12.06.2017). Sie 

verfügt über eine solide finanzielle Basis, da sie ansonsten keine Neubauprojekte und 

Investitionen anstreben würde (ebd.). Die BG Aare bebaut im Warmbächli das Baufeld 

U1 und wird voraussichtlich eher konventionelle Wohnungen anbieten.

Typus:  Die Baugenossenschaft Aare Bern ist dem Typus 4 und damit den mittel- 

grossen, gemeinnützigen Bauträgern mit wenigen Partizipationsmöglich- 

keiten zuzuordnen.

  NPG AG für nachhaltiges Bauen

Die NPG AG wurde im Jahr 2004 gegründet (www.moneyhouse.ch, Zugriff am 

12.06.2017). Sie stellt als Aktiengesellschaft eine Ausnahme unter den gemeinnützigen 

Bauträgern dieser Studie dar. Durch die Gemeinnützigkeit verpflichtet sie sich auch der 
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Kostenmiete, ist aber als Unternehmen anders organisiert. Sie verfügt über einen fünf-

köpfigen Verwaltungsrat und einen Nachhaltigkeitsbeirat. Bisher verfügt die NPG AG 

über 55 Mietobjekte. Mit der Siedlung «Burgunder» machte die NPG AG bereits vor 

einigen JahrenSchlagzeilen, da diese nach strengen Nachhaltigkeitsrichtlinien geplant 

wurde und als erste in der Schweiz autofrei war. Die NPG AG legt grossen Wert auf 

Nachhaltigkeit und Partizipation (NPG, 2016, p. 4). Im Sinne der Partizipation sollen 

speziell auch schon die zukünftigen Bewohnenden in die Projektplanung einbezogen 

werden (Anhang: Statuten NPG AG).

Auf dem Warmbächliareal bebaut die NPG AG das Baufeld U2. Sie plant den Bau von 

35-45 Wohnungen und einigen Ateliers und möchte das Gebäude nach den Richtlinien 

von Minergie-P-ECO erstellen. Insgesamt rechnet die NPG AG mit einem Investi-

tionsvolumen von 13 Mio. CHF. Die NPG AG ist Mitglied im Dachverband WBG 

Schweiz (NPG, 2016, p. 20).

Typus:  Die NPG AG ist dem Typus 3 und damit den mittelgrossen, gemeinnützigen 

Bauträgern mit Partizipationsmöglichkeiten zuzuordnen.

 

  Baugenossenschaft Brünnen-Eichholz

Die Baugenossenschaft Brünnen-Eichholz wurde im Jahr 1955 von 10 Personen in 

Bümpliz gegründet und ist ein gemeinnütziger Bauträger (Gallati, 2013, p. 12; Anhang: 

Interview BG B-E). Die Gründungsmitglieder waren hauptsächlich Planer, Juristen 

und Politiker aus verschiedensten Parteien. Die Genossenschaft verfügt über 1'605 

Wohnungen im mittelständischen Segment in den westlichen Quartieren von Bern. Die 

Stadt Bern hält über ihren Fonds für Boden- und Wohnraumpolitik seit 1958 rund 22 % 

der Anteilsscheine und ist somit Miteigentümerin der Genossenschaft (Bern, 2016a, p. 

48; Gallati, 2013, p. 12). Die BG B-E hat als Unternehmensgenossenschaft nur wenige 

Mitglieder, wobei mindestens ein Mitglied immer von der Stadt Bern gestellt wird. 

Aktuell hat die BG B-E zwölf Mitglieder. (Anhang: Interview BG B-E). Die MieterIn-

nen sind keine GenossenschafterInnen und haben dadurch auch nur sehr beschränkte 

Möglichkeiten zur Partizipation. Die BG B-E verfügt über ein grosses Immobilien-

portfolio mit dem Schwerpunkt im Westen der Stadt Bern. Im Dezember 2010 wurde 

die Dr. Meyer Verwaltungen AG als Vorstandsmitglied in die BG B-E aufgenommen. 
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Die BG B-E und die Dr. Meyer Verwaltungen AG arbeiten stark zusammen. So küm-

mert sich die Dr. Meyer Verwaltungen AG um die Verwaltung der Wohnungen und 

Liegenschaften der BG B-E und ist somit zuständig für das Tagesgeschäft. Der Genos-

senschaftsvorstand kümmert sich mehr um strategische Belange (Gallati, 2013, p. 56). 

Im Warmbächli möchte die BG B-E auf dem Baufeld U3 eher konventionelle, klei-

nere Wohnungen bauen. Dazu plant sie in ihrem Gebäude einen Quartierladen und ein 

Café zum Quartierplatz hin. Die BG B-E ist Mitglied im Dachverband WBG Schweiz 

(Anhang: Interview BG B-E). 

Typus:  Die BG B-E ist dem Typus 1 und damit den grossen Unternehmensgenossen-

schaften zuzuordnen.

4.4.1.2 Weitere Akteure

  Infrastrukturgenossenschaft Oberholligen (ISGO)

Die begünstigten gemeinnützigen Bauträger gründeten im Februar 2017 die gemein-

same Infrastrukturgenossenschaft Oberholligen, welche alle Belange organisiert, die 

nicht in die Zuständigkeit der einzelnen Bauparzellen gehören. Dazu gehört die Area-

linfrastruktur (Stromversorgung, Wasser- und Abwasserleitungen und Wärmevertei-

lung), welche von den Bauträgern selber zu errichten ist. Der Präsident der ISGO ist 

ein Architekt, welcher auch bereits die Baurechtsvertragsverhandlungen mit der Stadt 

Bern koordinierte. Weiter ist von jedem Bauträger ein Mitglied im Vorstand vertreten. 

Ein Vertreter der FAMBAU ist der Geschäftsleiter und die ISGO ist auch bei der FAM-

BAU untergebracht (Rebsamen & Steinacher, 2017). Über die ISGO als Drehscheibe 

werden verschiedene Belange zwischen den Bauträgern auf dem Areal organisiert und 

abgesprochen. So besteht beispielsweise eine Arbeitsgruppe Generationenwohnen mit 

Vertretern von verschiedenen Bauträgern, welche sich mit der Organisation und Pla-

nung des generationenübergreifenden Zusammenlebens auseinandersetzt (Anhang: 

Interview BG Brünnen-Eichholz, Interview WBG Warmbächli, Interview EBG). 
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  WBG Bern-Solothurn – Regionalverband der gemeinnützigen 

  Wohnbauträger

Der WBG B-S ist der Regionalverband der gemeinnützigen Wohnbauträger in der 

Region Bern. Er hatte bei der Eingabe der Bewerbung der sechs Bauträger für das 

Projekt im Warmbächli und bei der Zuordnung der Baufelder eine wichtige koordinie-

rende Funktion (Anhang: Interview WBG BE-SO). Durch die Koordination des WBG 

BE-SO wurde es möglich bei der Stadt Bern mit einer gemeinsamen Haltung und 

Vorstellung der Bebauung aufzutreten und die beteiligten Genossenschaften schon 

früh zu verknüpfen. Alle Bauträger, welche auf dem Warmbächliareal bauen werden 

sind Mitglied bei diesem Regionalverband und beim nationalen Dachverband WBG 

Schweiz (ebd.). 

 

4.4.2 Darstellung der Gouvernanz in Bern

Die Gouvernanz im Fallbeispiel Bern weist in der Grundkonstellation gewisse Paralle-

len zum Fallbeispiel Luzern auf. Es lässt sich wie folgt darstellen: Die beiden Grüntöne 

stehen für die externe Gouvernanz, wobei die hellgrünen Pfeile die öffentliche Politik 

und die dunkelgrünen Pfeile das Eigentumsrecht darstellen. Die Stadt vergibt die Teil-

baurechte an alle sieben Baurechtnehmer (dunkelgrüner Pfeil). Dazu gehört auch die 

ISGO, welche sich zu gleichen Teilen aus den fünf beteiligten Wohnbaugenossenschaf-

ten zusammensetzt. Auf der anderen Seite nimmt sie mittels BZO Einfluss auf die 

Arealentwicklung. Auch die BZO betrifft alle Baurechtnehmer gleichermassen (hell-

grüner Pfeil). Die Genossenschaften (rot umrandet) unterstehen ihrer jeweils unter-

schiedlichen internen Gouvernanz und kooperieren untereinander (gelbe Pfeile). Dabei 

läuft die Kooperation zum Teil auch über die ISGO, welche sich in der Mitte befindet.



  67

H Y P O T H E S E N D I S K U S S I O N

Baurechtnehmer
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BG Aare Fambau
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 H1: interne Gouvernanz
 H2: externe Gouvernanz
 H3: Kooperation

öffentliche Politik
(Bau- & Zonenordung)

Eigentumsrecht
(Baurechtsvertrag)

Stadt

Abb. 7: Eigene Darstellung der Gouvernanz Warmbächli Bern
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5 Hypothesendiskussion

Im folgenden Kapitel werden die Hypothesen in Bezug auf die theoretischen Vorannah-

men aus dem Kapitel 2.2 untersucht. Dazu werden die Ergebnisse aus der Inhaltsana-

lyse der Interviews, der Statuten und Leitbilder, der BZO sowie des BRV verwendet. 

Die Ergebnisse sind in den Analyserastern im Anhang zu finden.

5.1 Hypothese 1

Aufgrund der wertrationalen Handlungsweise ihrer Mitglieder sowie einer ausgepräg-

ten internen Gouvernanz, die auf den demokratischen Einbezug der Mitglieder setzt, 

tragen Genossenschaften zu einer nachhaltigen Stadtentwicklung bei. 

Aufgrund der Angaben in den Interviews (Anhang: Interviews) zeigt sich, dass wertra-

tionales Handeln bei den Genossenschaftsmitgliedern meistens gegeben ist. Durch 

den Einbezug der Mitglieder kann daher auch grundsätzlich von einem positiven 

Einfluss auf die Planung hinsichtlich einer nachhaltigen Stadtentwicklung ausgegan-

gen werden. Dies zeigt sich in der Auswertung der einzelnen Bauträger eindrück-

lich (Anhang: Analyseraster). Genossenschaften vom Typus 5 setzen beispielsweise 

stark auf den demokratischen Einbezug ihrer Mitglieder. Sie setzen regelmässig par-

tizipative Prozesse ein und erfragen die Bedürfnisse der Mitglieder. Dadurch können 

diese als zukünftige oder zumindest potentielle Bewohnende eine Mieterperspektive 

in die Planung einbringen, was sie in der Realität auch tatsächlich tun und so stark zu 

einer nachhaltigen Planung beitragen. Dies hängt möglicherweise damit zusammen, 

dass sie das eigene Kapital langfristig und auch nachhaltig investieren möchten und 

die Rendite keine grosse Rolle spielt. Diese Genossenschaften vom Typus 5 gehen in 

der Regel sogar über die Anforderungen der externen Gouvernanz hinaus und tragen 

somit massgeblich zu einer nachhaltigen Stadtentwicklung bei. Gerade in der sozialen 

und der ökologischen Dimension sind von Bauträgern des Typus 5 Beiträge an eine 

nachhaltige Stadtenwicklung zu erwarten. Beim Typus 4 sind nicht viele Angaben 
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zur internen Gouvernanz vorhanden und es können kaum Aussagen gemacht werden, 

ausser dass die Statuten nicht zwingend eine nachhaltige Stadtentwicklung vorsehen. 

Beim Typus 3 sind gerade in der sozialen und der ökologischen Dimension durchaus 

Vorgaben für eine nachhaltige Stadtentwicklung vorhanden, welche über die Vorgaben 

von BZO und BRV hinausgehen. Es ist dort aber teilweise unklar, ob diese Vorgaben 

partizipativen Prozessen entstammen oder ob sie nur von den Vorständen und den Ver-

waltungen festgelegt wurden. Dies könnte auch der Grösse der WBG geschuldet sein. 

Bei hohen Mitgliederzahlen kann es schwierig sein, eine umfassende Partizipation 

durch die GenossenschafterInnen zuzulassen.

Es gilt aber einzuschränken, dass nicht bei allen Bauträgern die MieterInnen auch 

Mitglieder in den jeweiligen Bauträgern sind und es überhaupt sein können. Einige 

Bauträger vom Typus 1 und 4 haben eine stark limitierte Mitgliederzahl und die Auf-

nahme von Neumitgliedern ist nicht vorgesehen, wodurch diese Effekte weniger zum 

tragen kommen können. Bei diesen Bauträgern herrscht eine planerische Sicht vor und 

die Schaffung von preisgünstigem, aber konventionellem Wohnraum geniesst Priorität 

vor Einzelinteressen. Somit erreichen sie die Ziele der nachhaltigen Stadtentwicklung 

in erster Linie in der ökonomischen Dimension. Partizipative Prozesse und eine Demo-

kratisierung brauchen relativ viel Zeit und können dadurch die Handlungsschnelligkeit 

der Bauträger einschränken.

Der Hypothese 1 kann deshalb nur bedingt zugestimmt werden. Je nach Typus der 

Genossenschaft werden die Mitglieder stark oder nur sehr bedingt in die Planung ein-

bezogen. Die Partizipationsmöglichkeiten reichen in den untersuchten WBG von der 

ersten Stufe (Erkunden von Interessen) beim Typus 1, bis zur vierten Stufe (Koope-

ration und Massnahmen) beim Typus 5 (vgl. Kapitel 2.2.1.1, Tabelle 1). Je stärker die 

Partizipation in der WBG ist, desto eher kann der Hypothese zugestimmt werden 

(Anhang: Analyseraster).
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5.2 Hypothese 2

Die externe Gouvernanz führt mit ihren Regulierungen nicht zu einer nachhaltigen 

Stadtentwicklung, da die Regulierungen mittels Bauzonenordnung und Baurechtsver-

trag dazu nicht ausreichen.

Die externe Gouvernanz umfasst sowohl öffentliche Politiken (BZO), als auch Eigen-

tumsrechtliche Instrumente (BRV). Dazu gilt es festzuhalten, dass die BZO ein allge-

meines Regelwerk für das Bauen in einer Stadt darstellt und der BRV für spezifische 

Grundstücke gilt (Anhang: Interview Stadt Luzern). In der BZO ist beispielsweise die 

Fassadenhöhe oder die maximale Ausnützung auf einer Parzelle festgehalten, während 

mittels BRV mehr Details geregelt werden können (ebd.). In Luzern wurde mit einem 

für die Industriestrasse angepassten BRV gearbeitet, während in Bern bereits der neue 

Standardbaurechtsvertrag verwendet wurde (Anhang: Interview Stadt Luzern; Inter-

view Stadt Bern). Dadurch wurden in Luzern einige Vorgaben in den Baurechtsvertrag 

integriert, welche nur spezifisch für das Areal an der Industriestrasse gelten. Dazu 

gehören die Duldungspflicht der Gassenküche, der Erhalt des Käselagers und die För-

derung der Biodiversität (Anhang: BRV Industriestrasse Luzern). Über das Eigentum 

kann somit grundsätzlich die Stadtentwicklung stark gesteuert werden. Die Steuerung 

über öffentliche Politiken betrifft grössere Gebiete beziehungsweise ganze Gemeinden 

und kann damit weniger gut auf die drei Dimensionen der nachhaltigen Stadtentwick-

lung eingehen. 

Es kann festgehalten werden, dass in etwa der Hälfte der Fälle seitens der Genos-

senschaften nicht mit eigenen Regelungen über die Vorgaben aus der externen Gou-

vernanz hinausgegangen wird. Dadurch ergibt sich bereits eine klare Legitimation 

für Regulierungen durch städtische Akteure. Weiter gibt es aber einen beträchtlichen 

Anteil an planerischen Entscheiden, bei denen die Genossenschaften zumindest parti-

ell über die Anforderungen der externen Gouvernanz hinausgehen und somit die Pla-

nung in Richtung einer nachhaltigen Stadtentwicklung zusätzlich optimieren. Es kann 

also nicht davon ausgegangen werden, dass bereits sämtliche Nachhaltigkeitsaspekte 

durch die externe Gouvernanz ausreichend abgedeckt werden können (vgl. Kapitel 

2.2.1.3). Manche Aspekte der nachhaltigen Stadtentwicklung werden bei der externen 
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Gouvernanz fast vollständig ausgeklammert und somit greift hier die Grundannahme 

des Neoinstitutionalismus, dass Organisationen nicht nur durch wirtschaftliche und 

rationale Vorgaben beeinflusst werden. Es stellt sich heraus, dass sie auch empfänglich 

für gesellschaftliche Einflüsse sind, welche beispielsweise durch die Mitglieder an die 

WBG herangetragen werden können.

Die Genossenschaften haben den Vorteil, dass durch ihre zahlreichen Mitgliedern 

viele innovative und neue Ideen eingebracht werden, die eine planende Instanz alleine 

gar nicht vorhersehen kann. Die Analyseraster zeigen, dass WBG des Typus 1 gerade 

in der ökonomischen Dimension die Vorgaben der Stadt noch übertreffen können. Dies 

dank der grossen Erfahrung im Wohnungsbau und dem Verwenden von standardisier-

ten Grundrissen ohne Sonderausstattungen. Die WBG des Typus 3 und 5 gehen teil-

weise sogar in allen drei Nachhaltigkeitsdimensionen über die Vorgaben aus BZO und 

BRV hinaus. Dies machen sie beispielsweise mit zusätzlichen sozialen Einrichtungen 

wie einer Gemeinschaftsküche, dem Einrichten eines Soli-Fonds für die Vergünsti-

gung der Mietzinse wie auch dem Einplanen von Sonnenkollektoren zur Energiege-

winnung. Bei den Bauträgern des Typus 2 und 4 wurde hingegen kein Übertreffen der 

städtischen Vorgaben festgestellt und somit greifen dort in erster Linie die Vorgaben 

der Stadt, beziehungsweise die Ergebnisse der Kooperation (vgl. Hypothese 3).

Ein weiteres Problem zeigt sich bei einer starken Regulierung durch die externe 

Gouvernanz. Manche Genossenschaften des Typus 1 befürchten, dass eine Fülle an 

Vorschriften höhere Investitionskosten und dadurch auch höhere Mietzinse mit sich 

bringt. Da sie in erster Linie preisgünstige Wohnungen anstreben, sehen sie dort ihre 

Möglichkeiten zur Optimierung verringert. Auch wenn regelmässig und viel gebaut 

wird, können solch stärker regulierende Vorschriften als aufwändig und zeitraubend 

angesehen werden. Da aber letztlich die Preisgünstigkeit im Bezug auf nachhaltige 

Stadtentwicklung nur einen Faktor in der Dimension Ökonomie darstellt, greift diese 

Argumentation im Rahmen der vorliegenden Arbeit nur bedingt.

Der Hypothese 2 ist eher zuzustimmen. Eine nachhaltige Stadtentwicklung bedarf 

einer Planung, welche über die Vorgaben der externen Gouvernanz hinausgeht.
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5.3 Hypothese 3

Weil die einzelnen Akteure internen Restriktionen unterliegen und über begrenzte 

Ressourcen verfügen, kann durch eine Kooperation der Genossenschaften der Beitrag 

an eine nachhaltige Stadtentwicklung gesteigert werden.

Diese Hypothese öffnet die Perspektive und analysiert vor allem das Zusammen-

spiel der einzelnen Akteure. Diese verfügen laut den Ergebnissen in Kapitel vier über 

begrenzte Ressourcen, welche sie in ihrem Handeln einschränken. Bei den WBG 

des Typus 1 und 2 sind die finanziellen Ressourcen relativ gut und ihre bestehenden 

Immobilien ermöglichen es ohne Probleme neues Kapital zu erhalten. Sie haben aber 

auf Grund ihrer Grösse vielleicht eher Schwierigkeiten, die Bedürfnisse ihrer Mitglie-

der zu erfragen und auf diese einzugehen. Dadurch gehen ihnen womöglich wertvolle 

Ideen für eine nachhaltige Stadtentwicklung, neue Wohnformen und energiesparendes 

Wohnen verloren, welche bei den Mitgliedern als Ressource vorhanden wären. Bei 

WBG des Typus 3 und 4 ist die Finanzierung durch die bestehenden Immobilien und 

die günstigen Zinsen auf dem Kapitalmarkt auch nicht ein grosses Problem. Sie ken-

nen aber unterschiedliche Stufen der Partizipation, sind einerseits in regem Austausch 

mit den Mitgliedern, oder beschränken sich andererseits fast nur auf das Verwalten 

der Wohnungen. Die WBG des Typus 5 wiederum verfügen als neugegründete Genos-

senschaften über sehr wenig Kapital. Sie sind aber sehr nahe verbunden mit ihren 

Mitgliedern und diese können sich an der Planung beteiligen. Als jüngere Genossen-

schaften richten sie sich zudem stark an Zielen der nachhaltigen Stadtentwicklung aus 

und verfügen in dieser Hinsicht über grosse Ressourcen.

Es muss zudem einschränkend festgehalten werden, dass die Kooperation in den beiden 

Fallbeispielen nur bedingt auf freiwilliger Basis beruhte. Die Stadt Luzern verlangte 

einen einzigen Ansprechpartner (Anhang: Interview Stadt Luzern) für die Baurechts-

verhandlungen und in der Stadt Bern (Anhang: Interview WBG Warmbächli) drängte 

sich die Gründung einer eigenen Rechtskörperschaft für die gemeinsame Infrastruktur 

ebenfalls auf. Mit diesen Schritten wurde die Kooperation in den beiden Fallbeispielen 

auf eine gewisse Weise institutionalisiert.
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Durch den Zusammenschluss der Bauträger und ein einheitliches Auftreten konn-

ten sie ihre Verhandlungsposition gegenüber der Stadt wiederum stärken. In Luzern 

führte dies dazu, dass bei der Zahlung des Baurechtzinses ein einmaliger Kompromiss 

gefunden wurde (vgl. Kapitel 4.3). In Bern konnte erreicht werden, dass der Baurechts-

zins etwas tiefer angesetzt wurde, die Baurechtzinse erst ab dem vierten Bezugsjahr 

voll berechnet werden und sich die Stadt an den Kosten für die Infrastruktur beteiligt 

(vgl. Kapitel 4.4). Gerade Wohnbaugenossenschaften vom Typus 1 und 2 sind aber in 

solchen Verhandlungen womöglich gar nicht auf eine Kooperation angewiesen, da sie 

durch ihre Grösse und Bedeutung auf dem Immobilienmarkt von der Stadt geschätzt 

und respektiert werden.

Laut den Analyserastern bringt die Kooperation durch die unterschiedlichen Ressour-

cen für die Beteiligten auch viele Vorteile. Finanzstarke Genossenschaften vom Typus 

1 und 2 können die jungen und finanziell schwächeren Genossenschaften vom Typus 

5 beispielweise unterstützen, wie es im Beispiel Luzern erfolgte (Anhang: Interview 

ABL). Im Gegenzug erhalten sie innovative und neue Ideen zu Wohnformen, Mobi-

litätskonzepten, sozialer Durchmischung, Mischnutzung, Energiesuffizienz und sozi-

alen Gemeinschaftsräumen. Die Präsenz der jungen Genossenschaften vom Typus 

5 in der Nachbarschaft bedeutet zudem, dass sich die dort wohnenden Personen in 

den nächsten Jahren mit hoher Wahrscheinlichkeit weiterhin für ein lebenswertes und 

lebendiges Quartier aktiv einsetzen werden. Dies gilt im Übrigen auch für die Bauträ-

ger des Typus 3. Diese verfügen oft über Hausvereine oder Siedlungkommissionen und 

die BewohnerInnen können sich über diese Gefässe einbringen. Diese Kooperation ist 

nur bis zu einem gewissen Grad möglich. Ein Zusammenschluss der verschiedenen 

WBG kann nicht das Ziel sein. Dadurch gingen die vielen verschiedenen Stärken der 

einzelnen Genossenschaften unter Umständen verloren. 

Es gibt zahlreiche Hinweise, dasss diese Hypothese zutrifft. Die einzelnen Wohnbau-

genossenschaften haben in der Regel zu begrenzte Ressourcen um die nachhaltige 

Stadtentwicklung alleine zu erreichen. Eine Kooperation der WBG ermöglicht es grö-

ssere Areale auf eine nachhaltigere Weise zu bebauen, als es den einzelnen gemeinnüt-

zigen Bauträgern vermutlich möglich wäre.

H Y P O T H E S E N D I S K U S S I O N
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6 Synthese

Im folgenden Kapitel werden die Forschungsfragen aus Kapitel 1.4 erneut aufgegriffen, 

diskutiert und beantwortet. Ziel ist es, die Auswirkungen der verschiedenen untersuch-

ten Gouvernanzformen auf die nachhaltige Stadtentwicklung zu erklären und kritisch 

zu hinterfragen.

6.1 Beantwortung der Forschungsfragen

Im Folgenden werden die Forschungsfragen der vorliegenden Arbeit beantwortet und 

diskutiert. Begonnen wird mit den drei Teilfragen F1, F2 und F3. Zuletzt wird die 

Hauptforschungsfrage F0 beantwortet.

6.1.1 F1:  Welchen Einfluss hat die interne Gouvernanz  
in den Genossenschaften auf den Beitrag zu einer  
nachhaltigen Stadtentwicklung?

Die interne Gouvernanz hat bei einzelnen Genossenschaften einen grossen Einfluss 

auf deren Beitrag zu einer nachhaltigen Stadtentwicklung. Die interne Gouvernanz 

kann bei starkem Einbezug der Mitglieder die nachhaltige Stadtentwicklung in einem 

Masse fördern, wie es andere Formen der Steuerung nicht können. Dazu bedarf es aber 

einer Institutionalisierung demokratischer und partizipativer Gefässe in der Wohnbau-

genossenschaft. Sind diese nicht gegeben, ist auch der Einfluss auf eine nachhaltige 

Stadtentwicklung gering. LaFond et al. (2012, p. 188) schreiben, dass «die Stärke und 

Transparenz der Entscheidungsfindung» die soziale Nachhaltigkeit beeinflusst. Die 

Genossenschaft Kalkbreite, welche in Zürich ein vielbeachtetes «Leuchtturmprojekt» 

des genossenschaftlichen Wohnungsbaus erstellte, orientierte sich stark an den Zie-

len der nachhaltigen Stadtentwicklung in allen ihren Dimensionen (Wolf & Wottreng, 

2015, p. 9). Die optimale Methode zur Lösungsfindung bei der Planung beschreiben 

sie als «Kombination aus Nachhaltigkeit, Dialog und Beteiligung» (ebd.). Fischer und 
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Schwehr (2009, p. 8) beklagen die mangelnde Einbindung der künftigen NutzerInnen 

in die Planung von Wohngebäuden. Sie fassen dieses Problem wie folgt zusammen: 

«Die Lösung für jemanden kann nur die Lösung mit jemandem sein» (ebd.).

Somit gilt es, die wertorientiert handelnden Akteure zu aktivieren und sie in die Pla-

nung einzubeziehen. Da dies ab einer gewissen Grösse für eine Organisation schwierig 

sein kann, wird dies wohl in erster Linie eine Stärke der kleineren bis mittelgrossen 

Genossenschaften bleiben.

6.1.2 F2:  Welchen Einfluss hat die externe Gouvernanz der  
städtischen Akteure mit öffentlich-rechtlichen und 
privatrechtlichen Regulierungen auf eine nachhaltige 
Stadtentwicklung?

Der Einfluss der externen Gouvernanz ist klar gegeben und steckt einen gewissen Min-

deststandard in Bezug auf die Ziele der nachhaltigen Stadtentwicklung ab. In Luzern 

sind die Vorgaben an den Baurechtnehmer sehr gross. In Bern ist das Ausmass an 

Vorgaben wohl insgesamt etwas kleiner. Die Städte setzten also mit der BZO und dem 

BRV klare Grenzen und zeigen auf, was für Resultate der Arealentwicklung sie sich 

für ihre Parzellen wünschen. Je höher diese Anforderungen an die Wohnbaugenossen-

schaften sind, desto stärker erfolgt die Entwicklung in eine gewünschte Richtung. Im 

Fallbeispiel Luzern werden bereits sehr viele Details geregelt, so dass darüber unter 

den Wohnbaugenossenschaften gar nicht erst eine Debatte entstehen kann. Damit wer-

den diejenigen WBG unterstützt, welche diese Vorgaben auch selber angestrebt hätten. 

Die anderen werden dazu verpflichtet, wodurch das ganze Areal nachhaltiger gestaltet 

werden kann. Auch aus den Interviews in Bern gibt es durchaus Hinweise für diesen 

Effekt.

Die herausragenden Beiträge zu einer nachhaltigen Stadtentwicklung vermag die Stadt 

aber nicht alleine zu bewerkstelligen. Dazu bedarf es der Initiative von idealistischen 

GenossenschafterInnen, welche sich mit innovativen Ideen aktiv einbringen. Diesen 

Beitrag könnte die Stadt nur leisten, wenn sie diese Ideen als Vorschriften in ihre 
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Regulierungen einbauen würde. Dadurch würde einerseits der Handlungsspielraum der 

Wohnbaugenossenschaften sehr stark eingeschränkt. Andererseits könnte die Planung 

wahrscheinlich kaum mit der sich schnell ändernden Realität Schritt halten. LaFond et 

al. (2012, p. 192) schreiben dazu, dass grosse Behörden und Investoren allgemein nicht 

die gewünschten Wohnqualitäten produzieren würden. Sie plädieren hingegen für die 

verstärkte Zusammenarbeit von lokalen Behörden mit kleineren Wohnbauprojekten 

(ebd.). Dadurch können die neusten Erkenntnisse aus der Praxis in die aktuellen Wohn-

bauprojekte eingebunden werden.

6.1.3 F3:  Welchen Einfluss hat die Kooperation zwischen den 
Akteuren auf eine nachhaltigen Stadtentwicklung?

Die Kooperation zwischen den Wohnbaugenossenschaften leistet einen sehr ent-

scheidenden Beitrag zum Gelingen einer nachhaltigen Stadtentwicklung. Gerade das 

Beispiel in Luzern zeigt auf, dass die Kombination von innovativen Wohnbaugenos-

senschaften des Typus 5 mit finanzstarken sowie politisch und gesellschaftlich etab-

lierten des Typus 2 und 3 sehr befruchtend wirken kann und auch von den beteiligten 

Akteuren bewusst angestrebt wurde. Dies geschah im Wissen darum, das Kompro-

misse und Zugeständnisse unumgänglich sein würden, diese aber das Projekt auch 

tragen helfen und neue Ideen für die Zukunft nachhaltiger Städte mit sich bringen. 

Auch die WBG des Typus 1 und 2 waren zu Beginn mal klein und damals ihrerseits 

auf externe Unterstützung durch Kapital oder Arbeitskraft angewiesen. Somit dienen 

die WBG des Typus 5 als Motor und die grösseren WBG des Typus 2 und 3 sorgen mit 

ihren finanziellen Ressourcen für die notwendige Hebelwirkung.

Die Kooperation bringt den WBG zudem den Vorteil, gegenüber der Stadt selbstbe-

wusster aufzutreten, die politischen Spektren gut abzudecken und damit Mehrheiten 

für die eigenen Anliegen zu schaffen. Gerade in Luzern war dieser Aspekt entschei-

dend, dass der BRV im Parlament ohne Gegenstimmen bestätigt wurde (Anhang: 

Interview ABL).
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6.1.4 F0:  Welche Gouvernanzstrukturen begünstigen bei  
aktuellen Arealentwicklungen von Wohnbau- 
genossenschaften auf kommunalen Baurechten  
eine nachhaltige Stadtentwicklung?

Ausgehend von den Antworten auf die Teilfragen kann gesagt werden, dass es ver-

schiedene Gouvernanzstrukturen gibt, welche begünstigend wirken können. Einerseits 

bedarf es einer möglichst entwickelten Partizipation der Mitglieder in den Wohnbauge-

nossenschaften selber. Andererseits kann die externe Gouvernanz diese begünstigen-

den Umstände noch fördern, in dem sie allgemein akzeptierte Mindestanforderungen 

an Baurechtnehmer stellt. Aber der in den untersuchten Fällen entscheidende Faktor 

war die gewissermassen erzwungene, aber sehr fruchtbare Zusammenarbeit zwischen 

den Wohnbaugenossenschaften. Ob sich derart aufwendige Formen der Zusammenar-

beit etablieren werden, wird sich weisen. Die Kooperation bringt zudem sowohl Vor- 

wie auch Nachteile mit sich. Die kooperierenden WBG sind in ihrer Handlungsfreiheit 

eingeschränkt und müssen laufend Kompromisse eingehen.

Um eine nachhaltige Stadtentwicklung zu begünstigen, können Städte vermehrt eigene 

Grundstücke im Baurecht an WBG abgeben. Bereits bei der Ausschreibung dieser Par-

zellen könnten Arealentwicklungen mit mehreren gemeinnützigen Bauträgern bevor-

zugt werden oder die Kooperation mehrerer WBG kann auch bereits eine Bedingung 

für die Teilnahme am Ausschreibungswettbewerb sein. Weiter könnten diese Areal-

entwicklungen über die gezielte Wahl der Parzellengrössen gezielt gesteuert werden.

 

  Postwachstumsökonomie

Wie Blümling und Kellermann (in: Berger & Stier 2016, p. 139) ausführen, veränderte 

sich der Blick auf die nachhaltige Stadtentwicklung in den letzten Jahren. Wurde lange 

davon ausgegangen, dass mit effizienteren Technologien eine nachhaltige Entwick-

lung erreicht werden könne, weiss man heute, dass die sogenannten Rebound-Effekte 

diese Effizienzgewinne teilweise wieder zu nichte machen können (ebd.). So steigt 

zwar der Ressourcenverbrauch unterproportional zum Wachstum, aber der Ressour-

cenverbrauch steigt bis heute kontinuierlich an (ebd.). Blümling und Kellermann 

postulieren deshalb eine Abkehr von Effizienzstrategien hin zu lokalen und regionalen 
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Suffizienzwirtschaften. Damit wird das Wachstumsparadigma in Frage gestellt. Diese 

Strömung lässt sich unter dem Begriff «Postwachstumökonomie» zusammenfassen 

(ebd., p. 140f). Teil einer solchen Postwachstumsökonomie sind Suffizienz und Genüg-

samkeit, neue Landwirtschaftskonzepte, Sharing-Konzepte (z. Bsp. in der Mobilität), 

Energie sparende Massnahmen, die Lokalisierung von Wirtschaftsstrukturen sowie 

Gemeinschaftsbildung und Kooperation auf wirtschaftlicher Ebene (ebd., p. 141f). 

Beim letzten Punkt gehören auch WBG und sonstige Kooperationsformen dazu. Diese 

Auflistung ist nicht abschliessend, zeigt aber eine neue Richtung auf, in die sich der 

Diskurs um die nachhaltige Stadtentwicklung aktuell entwickelt. Einige der WBG in 

Luzern und Bern vom Typus 5 und zum Teil auch andere, orientieren sich stark an die-

sen Ideen und sie sind auch bei «Neustart Schweiz» enthalten (siehe Kapitel 2.2.2.2). 

Gerade Städte bieten für eine Postwachstumsökonomie optimale Voraussetzungen. 

Die Distanzen sind gering, es besteht eine gute Infrastruktur und die dichte Bauweise 

schont die Landschaft als Erholungs- und Produktionsfläche. Diese Konzept wird aber 

nur von wenigen, der beteiligten WBG mehr oder weniger angestrebt und kann somit 

für die ganzen Areale nicht implementiert werden. Eine Postwachstumsökonomie 

würde zudem auch die persönliche Mobilität der BewohnerInnen, das Reiseverhal-

ten wie auch den Konsum von internationalen Handelsgütern wie Elektronikartikeln 

umfassen. Derartige Vorgaben an MieterInnen zu stellen und diese Wohnungen auf 

einem Areal komplett zu vermieten, dürfte ein schwieriges Unterfangen sein. 

  Gentrifizierung

Wie LaFond et al. (2012, p. 186) ausführen bewegt sich der Diskurs um die nachhal-

tige Stadtentwicklung zunehmend in einem Spannungsfeld. Das Verwirklichen von 

Wohnbauprojekten mit teureren und günstigen Wohnungen am selben Ort kann zu 

Spannungen führen (ebd., p. 190). Deshalb ist es wichtig, dass solche Wohnbaupro-

jekte nicht spekulativer Natur sind und dem freien Markt entzogen, also dekommo-

difiziert, werden (ebd.; vgl. Kapitel 2.1.4). Werden herausragende Projekte im allen 

drei Nachhaltigkeitsdimensionen realisiert, haben diese auch soziale Auswirkungen 

auf ihr unmittelbares Umfeld. Gerade einigen neueren Arealentwicklungen von WBG 

wird teilweise eine sozialen Abschottung von bestimmten gesellschaftlichen Schichten 

und ein Beitrag an die Gentrifizierung von ganzen Quartieren unterstellt (Schumacher, 

2015).
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7 Schlussfolgerung und Reflexion

Laut Schmid (2011, p. 49), sind die Rahmenbedingungen für eine gute Entwicklung 

der Wohnbaugenossenschaften in Zeiten von anhaltender Wohnungsnot und tiefen 

Zinsen auf den Kapitalmärkten grundsätzlich gut. Nun gilt es aus Sicht der gemeinnüt-

zigen Wohnbauträger dieses «Window of Opportunity» geschickt auszunutzen. Dabei 

sollte das bei älteren Wohnbauträgern oft vorhandene, brachliegende Kapital besser 

genutzt werden. Um die Handlungsfähigkeit zu stärken, bedarf es vielleicht auch Fusi-

onen oder zumindest einer verstärkten Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen 

gemeinnützigen Bauträgern (ebd.).

7.1 Kritische Beurteilung der angewendeten  
 Theorien und Konzepte

Die Analyse des Konzeptes der Gouvernanz in den bearbeiteten Fallbeispielen bie-

tet im Grunde eine gute Möglichkeit, um die Wirkungsmechanismen im Umfeld von 

gemeinnützigen Bauträgern zu untersuchen. Wie auch von Benz et al. (2007, p. 9ff) 

betont wurde, besteht aber in der Literatur eine riesige Breite an Gouvernanz-Konzep-

ten. Es kommt ihnen sowohl eine wissenschaftliche wie auch praktische Bedeutung zu 

(ebd.) und der Begriff wird in sehr vielen Bereichen und Handlungsfeldern verwen-

det. Das führt zwangsläufig dazu, dass der Begriff und somit auch das Konzept an 

Trennsch ärfe einbüsst. Das war eine der Schwierigkeiten der vorliegenden Arbeit und 

es ging deshalb darum, die Definition rund um das Untersuchungsgebiet einzuschrän-

ken und nicht einen zu breiten Ansatz zu wählen.

Die nachhaltige Stadtentwicklung bietet ein sehr breites Feld für Untersuchungen. Im 

vorliegenden Fall konnte das Konzept auf ein sehr begrenztes Gebiet angewendet wer-

den. Da die untersuchten Gebiete in einen gesamtstädtischen Kontext eingebetet sind, 

gibt es auch Wechselwirkungen zwischen den Arealentwicklungen und den benach-

barten Quartieren. Der Einfluss der neuen Arealentwicklungen auf die bestehende 
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Quartiere und die ganze Stadt ist durch diese Arbeit nicht abzuschätzen. Weiter bie-

tet die nachhaltige Stadtentwicklung eine langfristige Perspektive und die Fallstudien 

bedürften einer Evaluation nach den Nachhaltigkeitsdimensionen zu einem späteren 

Zeitpunkt um ein abschliessendes Urteil vorzunehmen.

7.2 Kritische Beurteilung der angewendeten  
 Methoden

Die gewählten Methoden passten gut zur Fragestellung der vorliegenden Arbeit und 

bewährten sich grundsätzlich. Im Forschungsprozess tauchten aber immer wieder 

Schwierigkeiten auf, die eine Anpassung der Methoden verlangten. Bei der Datener-

hebung konnte nicht mit allen Bauträgern ein Interview durchgeführt werden. Bei den 

durchgeführten Interviews waren die Bedingungen der Durchführung zudem teil-

weise nicht optimal.

Die erhobenen Daten brachten die Schwierigkeit mit sich, dass sie teilweise vertraulich 

sind und damit nur anonymisiert ausgewertet werden konnten. Dies war bedingt durch 

den Stand der Projekte, welche sich beide noch in der Planungsphase befanden. Um die 

Zusammenarbeit zwischen den Akteuren nicht zu beeinträchtigen oder gar zu gefähr-

den, wurde den InterviewteilnehmerInnen eine anonyme Auswertung der Interviews 

zugesichert. Bei der Analyse des Datenmaterials konnten somit keine Interviewzitate 

verwendet werden. Zudem beruhen die Ergebnisse in Kapitel 4 grösstenteils aus frei 

zugänglichen Quellen, während sich die anschliessende Hypothesendiskussion (vgl. 

Kapitel 5) auf Auswertung der Analyseraster und die Interviews stützt. Diesen Unter-

schied galt es im Kapitel zu den Methoden (vgl. Kapitel 3) klar darzulegen.

7.3 Empfehlungen zur Vergabe von Baurechten  
 an gemeinnützige Bauträger

Grundsätzlich kann die Vergabe von Baurechten empfohlen werden. Die Grundeigen-

tümer müssen für eine Arealentwicklung kein eigenes Kapital aufwenden und kön-
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nen die Entwicklung trotzdem steueren. Dazu bringt ein Baurechtsvertrag langfristig 

jährliche Einnahmen durch den Baurechtszins. Nach Ablauf des Baurechtsvertrages 

kommt es entweder zum Heimfall oder die vertraglichen Bedingungen können neu 

ausgehandelt und optimiert werden. Es stellt sich aber dann die Frage, was mit dieser 

Baurechtsvergabe erreicht werden soll:

 – Geht es um die kurzfristige Schaffung von preisgünstigem Wohnraum?

 – Soll eher eine langfristige nachhaltige Stadtentwicklung angestrebt werden?

 –  Oder möchte die Stadt gar Räume bieten für experimentelle Wohnformen, 

neue Bauweisen und Pionierprojekte in der nachhaltigen Stadtentwicklung? 

Je nach Situation auf dem lokalen Wohnungsmarkt und politischer Agenda und Mehr-

heit werden andere Resultate gefordert. Die Förderung von Wohnbaugenossenschaften 

entfaltet erst in einer längerfristigen Perspektive ihre gewünschte, dämpfende Wirkung 

auf dem Immobilienmarkt. Aus dieser Sicht lohnt es sich, die verschiedenen Aspekte 

der nachhaltigen Stadtentwicklung in der Planung bereits einzubeziehen und somit 

Voraussetzungen zu schaffen für nachhaltige Bauten, Quartiere und Städte. Es ist auf 

alle Fälle denkbar, dass die untersuchten Fallbeispiele in ihrer Region eine gewisse 

Signalwirkung auf die Genossenschaftsszene und die Stadt ausstrahlen und auch in 

Zukunft als Versuchslabor für eine nachhaltige Zukunft der Städte dienen.
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8 Weiterführende Fragen

Mit den Resultaten aus dieser Untersuchung liesen sich verschiedene weiterführende 

Fragen formulieren und Forschungsthemen erschliessen. Dabei könnte das Forschungs-

feld in verschiedene Dimensionen ausgeweitet werden. 

  Art der Bauträger

Es wäre interessant zu untersuchen, wie sich konventionelle Bauträger mit gemein-

nützigen Bauträgern vergleichen lassen und ob sich im Hinblick auf das Erreichen 

einer nachhaltigen Stadtentwicklung Unterschiede feststellen lassen. Hierfür würden 

sich Arealentwicklungen eignen, bei denen ausschliesslich oder teilweise konventi-

onelle Bauträger beteiligt sind. Dabei stellt sich die Frage, ob diese Bauträger über-

haupt bereit wären, ein Baurecht zu den untersuchten Konditionen und Bedingungen 

zu übernehmen. Weiter ist auch fraglich, ob grössere Städte in der Schweiz in naher 

Zukunft solche Areale in zentraler Lage an konventionelle Bauträger vergeben wer-

den. Die Tendenz auf der politischen Ebene zeigt momentan klar in eine andere Rich-

tung (Anhang: Interview Stadt Luzern; Interview Stadt Bern).

  Realisierung des Betriebes der untersuchten Arealentwicklungen

Die Fallbeispiele dieser Forschungsarbeit wurden im Planungsprozess untersucht. Es 

wäre lohnenswert, nach Abschluss der Bauarbeiten und nach einigen Jahren der Nut-

zung die entsprechenden Gebiete nochmals zu untersuchen und zu schauen, ob die 

gesteckten Ziel erreicht werden konnten oder welche Veränderungen im Verlaufe der 

Planung noch vorgenommen werden mussten. Bauprojekte dieser Art haben eine derart 

lange Planungs- und Bauphase, dass zumindest kleinere Änderungen der ursprüngli-

chen Bau- und Betriebspläne nicht auszuschliessen sind, sondern wohl eher eine Regel 

darstellen. Die Ziele, die gesetzt wurden können bei Bauprojekten dieser Grösse nicht 

immer erreicht werden.

Auch eine noch längere Forschungsperspektive vom mehreren Jahrzehnten würde 

neue Einblicke auf die heutige Umsetzung von Projekten der nachhaltigen Stadtent-

wicklung bringen. Das Konzept der nachhaltigen Stadtentwicklung orientiert sich an 
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der Generationengerechtigkeit (vgl. Kapitel 2.2.2). Deren Einhaltung kann korrekter-

weise heute und morgen noch nicht untersucht werden, ohne sich in Prognosen über 

die Zukunft zu verlieren. 

  Geographisch andere Räume

Die Studie wurde in zwei Städten in der Deutschschweiz durchgeführt und befasste 

sich explizit nicht mit kleineren Gemeinden und Bauprojekten, Städten in anderen 

Landesteilen und Projekten im Ausland.

Bei kleineren Gemeinden ist es wahrscheinlich, dass Arealentwicklungen von der 

Dimension her kleiner ausfallen und deshalb anders untersucht werden müssen. Im 

Ausland stellt sich die Frage, ob Baurechte und vergleichbare Instrumente zur BZO 

auch bekannt und im Gebrauch sind und ob sie sich allenfalls ähnlich umsetzen lassen.
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10 Anhang

10.1 Analyseraster
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10.2 Interviewleitfaden

  Angaben zum Interview

Ort:  Musterstrasse X, 3000 Bern

Datum: Tag, Datum

Zeit:  XX:XX Uhr

  Hauptfragen

I Politisches Umfeld

1  Wie ist der wohnungspolitische Rahmen in der Stadt XY?

2   Worauf ist die aktuelle politische Unterstützung für WBG zurückzuführen?

3  Worin besteht die Gründungserzählung Ihrer Genossenschaft?

II Interne Ziele und Regulierungen

4   Welche Ziele setzen Sie sich bei Ihrem Projekt? (Beispiele: Preisgünstigkeit,  

Nutzungen, Durchmischung, etc.)

5  Wo liegen Ihre Schwerpunkte für das erreichen dieser Ziele?

6  Wie laufen die internen Planungsprozesse ab?

III Externe Ziele und Regulierungen

7  Welche Ziele schreibt die Politik vor?

8   In welcher Form tauchen diese Vorgaben auf? (öffentliches Recht/BZO,  

Eigentum/BRV)

9  Gibt es weiter Punkte, welche es zu beachten gilt?

IV Chancen

10  Welche Hilfestellungen kann/muss der Staat bieten?

11  Welche Unterstützung erhalten Sie von anderen Akteuren?

V Herausforderungen

12   Wo sehen Sie die grössten Herausforderungen zur Erreichung der internen 

Ziele?

13   Wo sehen Sie die grössten Herausforderungen zur Erreichung der externen 

Ziele?

A N H A N G
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  Nachfragen

VI  Baurechtsvertrag

14  Was beinhaltet der Baurechtsvertrag?

14.1 Wie hoch ist der Baurechtszins?

14.2 Weitere Inhalte des Baurechtsvertrages?

VII Finanzierung

15  Finanzierung des Bauvorhabens

15.1 Wie gross sind die Anteile Eigenkaptial (EK) und Fremdkaptial (FK)  

  ungefähr?

15.2 Wie setzt sich Ihr EK zusammen? 

15.2.1 Anteilscheine

15.2.2 Externe Darlehen

15.2.3 Darlehen von Mitgliedern

15.2.4 Soli-Fonds

15.3 Wie setzt sich Ihr FK zusammen?

15.3.1 Pensionskassen

15.3.2 Banken

15.3.3 EGW

15.4  Wäre eine günstigere Finanzierung möglich gewesen und wie sähe  

diese aus?

VIII Partizipation

16  Grad der Partizipation in Projektierung und Planung

16.1  Welche Formen der Partizipation gibt es bei Ihrem Projekt im  

Planungsprozess?

16.2  Können sich GenossenschafterInnen beziehungsweise BewohnerInnen in die 

Planung einbringen und falls ja, wie geschieht dies?

IX Wohnungsvergabe

17  Wie werden die Wohnungen vergeben?

17.1 Nur an GenossenschafterInnen?

17.2 Nach dem Prinzip «First come, first serve»?
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X Mietpreise/Durchmischung (Mietspiegel)

18  Wie hoch/tief werden Ihre Mietpreise sein? 

18.1 Für eine Familienwohnung? Wie definieren Sie diese?

19  Durchmischung

19.1 Gibt es Einkommenskriterien?

19.2 Existieren Durchmischungskriterien?

20  Anteilsscheine

20.1 Müssen für eine Wohnungsmiete Anteilsscheine gezeichnet werden?

20.2 Wie teuer werden diese sein? 

XI Wohnungen (Wohnungsspiegel)

21  Welche Wohnformen sind vorgesehen?

21.1 WG’s?

21.2 Betreutes Wohnen?

21.3 Sozialhilfe-Wohnungen?

21.4 Cluster-Wohnungen?

21.5 Weitere Wohnformen?

XII Planungsunterlagen

22  Existieren bereits Planungsunterlagen … 

22.1 … zu den Mietpreisen?

22.2 … zum Wohnungsmix?

22.3 … zu den Wohnformen?

22.4 … zur Finanzierung?
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11 Elektronischer Anhang

11.1 Interviewtranskriptionen

11.2 Statuten und Leitbilder der Bauträger

11.3 Auswertungstabellen der Codierung mit  
 Paraphrase

11.4 Ausgefüllte Analyseraster

11.5  Codierungssystem und Codes

11.6 Baurechtsvertrag

11.7 Bau- und Zonenordnung
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